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Die Wiederentdeckung der Gewerkschaftsgeschichte
Ein aktueller Streit und seine historischen Hintergründe

Als Helmut Kohl im Herbst 1978 das einpräg-
same (wenn auch mißverständliche) Wort von 
den „geschichtslosen Ges
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ellen“ wie einen 
„Bannstrahl" gegen die Arbeiterbewegung 
„schleuderte“ ), hatte Helmut Schmidt gerade 
seinen Vortrag über .Auftrag und Verpflich-
tung der Geschichte“ 2) vor dem 32. Deutschen 
Historikertag in Hamburg gehalten. Auch er 
beklagte Defizite historischen Bewußtseins in 
Deutschland. Freilich wies seine Kritik in eine 
andere Richtung: „Es war eine bedenkliche 
und übrigens politisch folgenschwere Fehlent-
wicklung, daß die deutsche Geschichtswissen-
schaft, wie mir scheint, seit der Mitte des 
19. Jahrhunderts sich in zunehmenden Maße 
nicht-angepaßten Minderheiten verschlossen, 
andersdenkende Köpfe, wenn möglich, von 
den Lehrstühlen ferngehalten hat Und Sie 
werden es einem sozialdemokratischen Bun-
deskanzler nicht verübeln, wenn er an die Ein-
geschränktheit der Laufbahnchancen erinnert, 
welche etwa die Gegner des Bismarckschen 
Staates, wie Sozialdemokraten, Linksliberale, 
aber auch Zentrumskatholiken, in Deutsch-
land über lange Strecken zu erleiden hat-
ten.“ 3 )

Die Frage der Geschichtslosigkeit und 
das Bedürfnis der Gewerkschaften
Die Geschichtslosigkeit ungebildeter Proleta-
riermassen und die sozialhistorische Ignoranz 
der lange vorherrschenden Geschichtswissen-
schaft in Deutschland sind zwei Seiten dessel-
ben, von Klassenschranken geprägten Phäno-
mens. Stärker noch als die Arbeiterpartei war 
davon die Gewerkschaftsbewegung betroffen, 
freilich nicht in dem Sinne, daß die „vater-
landslosen Gesellen" der ersten Arbeiterasso-

ziationen kein Geschichtsbewußtsein beses-
sen hätten, sondern dergestalt, daß ihre Rolle 
im historischen Prozeß nicht als geschichts-
würdig im Sinne jener „erhabenen" histori-
schen Subjekte anerkannt und bearbeitet wur-
de.

Erst unter dem Vorsitz Heinz Oskar Vetters 
ist es seit 1974 zu einem von Jahr zu Jahr in-
tensiver werdenden historischen Dialog zwi-
schen Gewerkschaften und Geschichtswissen-
schaftlern gekommen. Am Anfang stand die 
Erarbeitung der Böckler-Festschrift durch 
Gerhard Ritter, Klaus Tenfelde, Hans-Josef 
Steinberg, Henryk Skrzypczak, Gerald D. Feld-
man, Hans Mommsen, Lutz Niethammer u. a. 
wobei Absolventen der Universität Bochum 
eine wichtige Mittlerrolle zukam4). Die jahre-
langen, unermüdlichen Anstrengungen von 
Ulrich Borsdorf und Hans O. Hemmer sind 
hier an erster Stelle zu nennen.

4) Vom Sozialistengesetz zur Mitbestimmung. Zum 
100. Geburtstag von Hans Böckler, hrsg. v. Heinz 
Oskar Vetter, Redaktion Ulrich Borsdorf, Hans O. 
Hemmer.
5) Rede des DGB-Vorsitzenden Heinz O. Vetter zur 
450-Jahr-Feier der Universität Marburg am 29. Juni
1977, Thema: Was erwarten die Gewerkschaften 
von den Hochschulen, S. 2 des hektographierten
Manuskripts.

Die neue Tendenz war nicht zuletzt Ausdruck 
der Hochschulreform und der von den Ge-
werkschaften an sie geknüpften Erwartungen. 
Im Juni 1977 sagte der DGB-Vorsitzende zur 
450-Jahrfeier der Universität Marburg: „Die 
Arbeitnehmer, auf deren Arbeit der Reichtum 
dieser Gesellschaft beruht und die damit auch 
die Hochschuletats mitfinanzieren, haben ein 
Recht darauf, daß ihre Probleme, ihre Interes-
sen und ihre Gestaltungsmöglichkeiten Ein-
gang in Forschung, Ausbildung und Weiterbil-
dung finden. Dieser Anspruch muß Geschichte 
machen, d. h. er muß in den sozialen und politi-
schen Auseinandersetzungen unserer Tage 
d
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urchgesetzt werden, und deshalb wird er hier 

angemeldet." ) Deutlicher konnte die Subjekt-

1) Gunter Hofmann, „Geschichtslose Gesellen", in: 
DE ZEIT, 3-November 1978, S. 8. Die Äußerung 
Kohls fiel auf dem Parteitag der CDU am 25. Okto-
ber 1978.
2 Helmut Schmidt, Auftrag und Verpflichtung der 
Geschichte. Ansprache des Bundeskanzlers auf dem 
32 Deutschen Historikertag in Hamburg, in: Bulle- 
hn, Nr. 114/S. 1065, Bonn, den 10. Oktober 1978.
3) Ebd, S. 1068.



Rolle der Gewerkschaften in diesem Prozeß 
kaum ausgesprochen werden.
Als Vetter fast ein Jahr darauf in Hamburg vor 
dem DGB- Bundeskongreß sprach, erwähnte 
er zur Überraschung mancher Delegierter die 
Mitarbeit von „namhaften Historikern" im 
Hans-Böckler-Kreis, die „einen Kongreß über 
die Geschichte der Gewerkschaften" vorberei-
teten, und zwar „als Antwort auf die ge-
schichtsverfälschenden und ju
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gendverderben- 

den Tendenzen in unserer Gesellschaft“ ). In-
zwischen hat der DGB-Vorsitzende das Ver-
hältnis von „Geschichte und Gewerkschaften" 
vor der Historischen Kommission zu Berlin 
weiter ausgeführt: „Es liegt mir fern, hier eine 
Defizitliste aufzumachen oder versäumte wis-
senschaftliche Forschung und Darstellung 
einzuklagen. Aber ich würde es sehr begrüßen, 
wenn sich die Geschichtswissenschaft noch 
stärker als bisher den Gewerkschaften zuwen-
den würde. Dabei kommt es mir nicht — und 
hier stimme ich dem, was der Bundeskanzler 
beim 32. Deutschen Historikertag in Hamburg 
gesagt hat, ausdrücklich zu — auf ein .verbind-
liches Geschichtsbild' an. Es mag eine schöne 
Vorstellung für alle diejenigen sein, denen Ge-
schichte nur zur Indoktrination oder Legitima-
tion taugt. Wir aber wollen — so wie 

7
es schon. 

Bringmann formulierte ) — lernen: aus Feh-
lern, Fehleinschätzungen, falschen Entschei-
dungen ebenso wie aus Siegen und Erfolgen;

6) Tagesprotokoll vom 4. Kongreßtag, Mittwoch, 
den 24. Mai 1978, S. 143.
7) Vetter hatte zuvor aus August Bringmanns Ge-
schichte der Zimmererbewegung die folgenden 
Sätze zitiert: „Die Eigenart aller Verhältnisse und 
Zustände, in denen wir leben und wirken, und mit 
denen wir uns auseinanderzusetzen haben, läßt sich 
nur erkennen, wenn wir ihr Entstehen, ihr Werden 
verfolgen. Weiß man aber die Gründe, aus denen ir-
gend etwas — z. B. eine Betriebsreform, ein Gesetz, 
eine Organisationsreform, eine Kampfestaktik und 
dergleichen — so geworden ist, dann wird man da-
mit auch in der Regel schon erfahren haben, unter 
welchen Bedingungen es sich ändern wird oder ge-
ändert werden muß. Denn dadurch unterscheiden 
wir uns von den autoritätsgläubigen Benutzern der 
Geschichte, daß wir nicht wie sie die Notwendigkeit 
der Erhaltung des Bestehenden aus der Tatsache 
und aus der Dauer seines Bestandes erweisen wol-
len, sondern daß wir im Gegenteil aus der Ge-
schichte die Bedingungen der Umwandlung zu er-
fahren trachten. Für uns bietet die Geschichte keine 
fertigen Lehren, vielmehr ist sie uns ein hervorra-
gendes Hilfsmittel, unsere Urteile zu klären und da-
durch indirekt unsere Ziele zu fördern. Daß uns da-
bei nichts ferner liegt als ein tendenziöser Miß-
brauch der Geschichte, sei ausdrücklich festgestellt; 
auch mit den unbequemen Ereignissen wissen wir 
fertig zu werden. Sie sind uns als Lehre ebenso nütz-
lich wie unsere Erfolge." August Bringmann, Ge-
schichte der deutschen Zimmerer-Bewegung, 1. Bd., 
Hamburg 1903, Vorwort, S. VIII. 

aber auch aus unterschi
8

edlichen Ergebnissen 
verschiedener Forschungsansätze." )
Diese pragmatische, auf anwendbare Lehren 
aus der Geschichte g
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erichtete Einstellung zur 

Geschichtswissenschaft ) kommt auch in dem 
Generalthema der für Oktober 1979 in Mün-
chen anberaumten Geschichtskonferenz zum 
Ausdruck: „Aus der Geschichte lernen — die 
Zukunft gestalten". Welch hoher Rang dabei 
der Geschichtswissenschaft zugemessen wird, 
erhellt aus der Tatsache, daß die zum 30. Jah-
restag der Gründung des DGB fällige Jubi-. 
läumsveranstaltung durch eine wissenschaftli-
che Konferenz bestritten wird, bei der nicht 
die Festreden, sondern der Vortrag führender 
Geschichtswissenschaftler und Politologen, 
also der kritische Dialog, im Mittelpunkt steht 
Nicht zufällig trifft diese Bestandsaufnahme 
und historische Bilanz mit der Diskussion über 
das neue Grundsatzprogramm des DGB zu-
sammen, dient also auch seiner wissenschaftli-
chen Fundierung.
Wer die jüngste Hinwendung des Gewerk-
schaftsbundes zur Geschichte betrachtet, der 
mag darin eine späte Anwendung der Marx- 
sehen Erkenntnis sehen: „Wir kennen nur eine 
einzige Wissenschaft, die Wissenschaft der 
Geschichte.“10) Wer freilich die Hintergründe 
sieht, wird hier mitnichten eine neomarxisti-
sche Wendung entdecken. Die autonome Be-
schäftigung der Gewerkschaften mit ihrer ei-
genen Geschichte ist älter und vielschichtiger 
als häufig vermutet wird.

8) Heinz Oskar Vetter, Geschichte und Gewerk-
schaften, in: Internationale Wissenschaftliche Kor-
respondenz (IWK) zur Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung, H. 2/1979, S. 253—259, hier 
S. 256.
9) Zu diesem Begriff siehe Johann Gustav Droysen, 
Historik. Vorlesungen über Enzyklopädie und Me-
thodologie der Geschichte, München 19675, S. 156 
u.a.
10) Zitiert nach Imanuel Geiss, Zwischen Marx und 
Stalin. Kritische Anmerkungen zur marxistischen 
Periodisierung der Weltgeschichte, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte, B 41/74, S. 3.

Pragmatisches Geschichtsverständnis

Das gewerkschaftseigene Geschichtsbild — 
sofern es sich überhaupt definieren läßt — er-
scheint immer wieder durch Jubiläumsdaten 
und Jahresfeiern aus Anlaß der kalendari-
schen Wiederkehr herausragender Ereignisse 
gekennzeichnet. Gleichwohl erschöpft sich 
dieses Geschichtsbild nicht im Begängnis 
solch feierlicher Anlässe. Im Gegenteil: Das 
Jubiläum setzt ein Datum, um über die regel-



mäßigen Geschäftsberichte hinaus historische 
Rechenschaft abzulegen. Geschichte wird da-
bei im Sinne Johan Huizingas als „Rechen-
schaft einer Kultur über ihre Vergangenheit" 
verstanden 11). Die einschlägigen Daten der 
10-, 25-, 50-, 75- und 100jährigen Wiederkehr 
von Gründungsdaten sind legitimer Anlaß, um 
allgemeine Bilanz zu ziehen: Was wurde er-
strebt? Was haben wir erreicht? Was wurde 
versäumt? Was bleibt zu tun? Welche neuen 
Ziele sollen angesteuert werden?
Im Widerspruch zu anderen Historikern sei 
hier nach vielfältigen Erfahrungen bei Schu-
lungen, Diskussionen und Kongressen betont, 
daß in den Gewerkschaften wenig antiquari-
sches Interesse an Geschichte vorhanden ist 
— jedenfalls solange „antiquarisch" im Sinne 
Friedrich Nietzsches als Neigung zum „Ge-
wohnten und Altverehrten“ definiert wird 12). 
Hier mag u. a. die Ursache für jene vermeintli-
che „Geschichtslosigkeit" zu suchen sein 13). 
Das historische Interesse von Gewerkschaf-
tern zeigt hingegen immer wieder futuristi-
sche Züge: Schon Wilhelm Liebknecht, der 
Mitbegründer der freien Gewerkschaftsbewe-
gung, rief seinen Mitstreitern zu: „Die Zukunft 
gehört uns!“ 14) In der Stunde „Null" des Jah-
res 1945 schrieben emigrierte Gewerkschafter 
aus der Schweiz ihren überlebenden Kollegen 
in Deutschland: „Die alte Welt ist tot; Die Zu-
kunft ist mit denen, die dieser alten Welt reso-
lut den Rücken kehren, die mit Mut und 
schöpferischer Phantasie, mit Verständnis und 
festem Willen die neue Welt bauen.“ 15) Im 
Übergang zu den siebziger Jahren meinte 
Heinz Oskar Vetter: „Die Zukunft bringt neue 
Aufgaben. Wirtschaftlicher und technischer 
Wandel werden das Gesicht unserer Gesell-
schaft verändern. Zwänge und Abhängigkei-

") Zitiert nach Waldemar Besson, Das Fischer Lexi-
kon Geschichte, Frankfurt 1961, S. 81. Vgl. den Vor-
sitzenden der IG Druck und Papier, Heinrich Bruns, 
in seinem Geleitwort zu: Gerhard Beier, Schwarze 
Kunst und Klassenkampf, Bd. 1, Vom Geheimbund 
zum königlich-preußischen Gewerkverein, Frank-
furt am Main 1966, S. 7.
1) Friedrich Nietzsche, Vom Nutzen und Nachteil 
der Historie für das Leben, Teil 2, diverse Ausga-
ben.
1) Der Vorwurf der „Geschichtslosigkeit" kommt 
nicht nur von rechts. Siehe dazu: Manfred Wilke, 
Die Geschichtslosigkeit der SPD. Nachtrag zu Hein-
rich Bölls „Es kann einem bange werden“, in: L 76, Nr 5/i977i s 182_188 •
' t Wilhelm Liebknecht, Wissen ist Macht — Macht 

St Wissen und andere bildungspolitisch-pädagogi- 
55 n Äußerungen, Berlin 1968, S. 93.

) Union deutscher Sozialisten und Gewerkschaf- 
winder Schweiz, Vorwärts zur Gewerkschaftsein- 

Mit, Zürich (1945), S. 2. 

ten werden nicht abnehmen — im Gegenteil. 
Rolle und Bedeutung der Gewerkschaften 
werden wachsen. Darauf müssen wir uns vor-
bere 16iten." )

Die historischen Bedürfnisse der Gewerk-
schaften richten sich keineswegs aus irgendei-
ner sozialromantischen Einstellung heraus auf 
die .gute alte Zeit’, sondern verlangen die ge-
schichtsbewußte Gestaltung zukünftiger Ver-
hältnisse. Insofern sind sie tatsächlich pragma-
tisch im Sinne Gustav Droysens zu nennen, 
und zwar bis in didaktische Konsequenzen 
hinein, bis hin zu dem erhabenen Gedanken 
der „Erziehung des Menschengeschlechts"17). 
Dahinter steht die historisch begründete Ver-
mutung, daß die eigentliche Gestaltungsauf-
gabe der Gewerkschaften nicht in der Vergan-
genheit lag, sondern erst heute zum Tragen 
kommt und in der Zukunft ihr größeres Poten-
tial entfalten wird. In der tagespolitischen 
Verkürzung folgt daraus das Bedürfnis nach 
handfesten „Lehren", die sich aus der Ge-
schichte ableiten und direkt auf die „Entschei-
dungen für mor 18gen" ) an wenden lassen.

16) Heinz Oskar Vetter, Referat auf dem Satzungs-
kongreß des DGB, in: Protokoll, 3. Außerordentli-
cher Bundeskongreß Düsseldorf, 14. bis 15. Mai 
1971, Tagesordnungspunkt 4, S. 15—39, hier S. 39.
17) J. G. Droysen, Historik ..., S. 299ff., hier S. 305.
18) So der Titel von Ludwig Rosenberg, Entschei-
dungen für morgen — Gewerkschaftspolitik heute, 
Düsseldorf 1969. Der Titel spricht eine weitverbrei-
tete Haltung an, ohne daß Rosenberg für das damit 
verknüpfte Geschichtsverständnis heranzuziehen 
wäre, im Gegenteil. Seine Schrift schließt mit dem 
Appell: „den moralischen und menschlichen Grund-
sätzen treu zu bleiben, die an ihrer Wiege standen 
und sie bis heute geleitet haben: der Freiheit, der 
Menschenwürde, der Gerechtigkeit und der Selbst-
bestimmung des Menschen hier und überall”, 
S. 303.

Der problembewußte Fachhistoriker mag die-
ses bisweilen naiv vorgetragene Bedürfnis ta-
deln und unter Berufung auf die Geschichts-
philosophie antworten, die einzige Lehre aus 
der Geschichte sei, daß aus ihr keine direkten 
Lehren abzuleiten wären. Hans Mommsen hat 
dazu differenzierter gemeint: „Es wäre ein mü-
ßiges Beginnen, wenn sich Regierungen, Parla-
mente, politische Parteien, Arbeitgeberver-
bände oder Gewerkschaften historische Ex-
perten halten wollten, deren ufgabe darin 
bestünde, das Vergangene zu registrieren und 
zu analysieren und gleichsam nach Art des 
Kanzleibeamten Aktenvorgänge zur Vorberei-
tung aktueller Entscheidungsprozesse aufzu-
arbeiten. Lehren aus der Geschichte sind nicht 
abrufbar; sie können nicht im Computer ge-



speichert werden. Voraussetzung dafür, daß 
die geschichtliche Erfahrung im weitesten 
Sinne in den politischen Entscheidungsprozeß 
korrigierend einfließt und nicht indirekt auf 
dem Wege historisch-politischer Vorurteile ir-
rationalem Handeln Vorschub leistet, ist die 
Pflege und die Erhaltung des Bewußtseins der 
historischen Identität, ob es sich dabei um In-
dividuen, soziale Gruppen oder Völker han-
delt Denn erst auf diesem Hintergrund kön-
nen historische Einsichten Legitimität bean-
spruchen und werden sie umgekehrt erst ra-
tional überprüfbar.“ 19)  Was Mommsen dabei 
nicht anspricht, was aber in dem weiter unten 
zu entwickelnden Zusammenhang relevant 
wird, ist die Frage, ob eine Geschichtsschrei-
bung, die offensichtlich auf die Zerstörung 
oder Umfunktionierung des Bewußtseins hi-
storischer Identität hinausläuft, in diesem 
Sinne zu verwerfen wäre.
Dasselbe gilt für Mommsens Meinung, „daß so-
genannte Lehren aus der Geschichte, die sich 
bloß auf punktuelle Analogien zur Gegenwart 
stützen, eher zur Verformung der aus der hi-
storischen Betrachtung gewonnenen Einsich-
ten beitragen als zu deren Vertiefung". 
Mommsen bezieht sich insbesondere auf den 
Fall, daß „der Geschichte konkrete Handlungs-
anweisungen für die Gegenwart entn
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ommen 

werden" ). Auch hier ist zu fragen, was von ei-
ner Geschichtsschreibung zu halten sei, die 
sich dieser Einsicht entzieht und bedenkenlos 
zur Formulierung von Handlungsanweisun-
gen schreitet.
Gewiß läßt sich konstatieren, daß keine fest-
stehenden Lehrsätze als gültige, handlungsbe-
zogene historische Erkenntnis für alle Zeiten 
unumstößlich formuliert werden können. Eine 
solche Auffassung wäre nicht pragmatisch, 
sondern dogmatisch. Wo aber ein starkes ge-
sellschaftliches Bedürfnis nach Artikulation 
von Lehren aus der Geschichte an die Ge-
schichtswissenschaft herangetragen wird, darf 
sie sich der Auseinandersetzung mit diesem 
Bedürfnis nicht durch die arrogante Verwei-
gerung von Antworten entziehen. Vor allem 
darf sie sich nicht beklagen, wenn das vorhan-
dene Verlangen von anderer Seite auf dogma-
tische oder naive Weise befriedigt wird und 
die Entwicklung historischen Bewußtseins in 
breiten Kreisen der Bevölkerung an der eta-
blierten Wissenschaft gleichgültig vorbei-
geht

19) Hans Mommsen, Gegenwartshandeln und ge-
schichtliche Erfahrung, in: Gewerkschaftliche Mo-
natshefte, H. 7/1975, S. 393—398, hier S. 395.
20) Ebd., S. 394.

Gewerkschaftseigene Historiographie seit 
1848

Wie bereits angedeutet, ist die historische 
Selbstreflexion der Gewerkschaften älter, 
kompetenter und vielversprechender als all-
gemein vermutet wird, ja sie reicht weiter zu-
rück als die anerkannten Anfänge der Organi-
sationsgeschichte erwarten lassen. Bereits die 
ersten gewerkschaftlichen Anfänge der 
1848er Bewegung finden sich in einer kleinen 
Zeitung des Jahrgangs 1852 durch einen der 
Beteiligten sorgfältig beschrieben und analy-
siert. Schon damals stand das Motiv einer kor-
rekten Rechenschaftslegung über die eigenen 
geschichtlichen Bestrebungen im Mittelpunkt 
der Erörterung des historiographischen Pro-
blems.
Der unbekannte Verfasser nennt die .Ansich-
ten und Meinungen bei Behörden wie bei Pri-
vaten oft sehr schief und vorurteilsbefangen, 
indem sie teils auf Unkenntnis des Wesens 
und der Entwicklung der leitenden Ideen, der 
Zwecke und der angewandten Mittel, teils auf 
Verdächtigungen und Verleumdungen inter-
essierter Personen beruhen" 21 ). Seinerzeit war 
es bereits üblich, die Gewerkschaftsbewegung 
der „Kommunistenverschwörung“ zuzurech-
nen, um sie dergestalt vor dem breiteren Publi-
kum zudiskreditieren 22).  Der Autor von 1852 
meinte, dies sei „ein großer Übelstand, der in-
dessen allmählich immer mehr an Bedeutung 
verloren hätte, wenn es unserer Assoziation 
[i. e. Gewerkschaft] verstattet gewesen wäre, 
sich frei und ungehemmt zu entwickeln und 
durch volle Ausbildung ihrer Prinzipien, der 
beabsichtigten und begonnenen Einrichtun-
gen praktisch ihren Wert oder Unwert zu be-
weisen. Dies haben die Götter und die Behör-
den nicht gewollt. Vielmehr war die Ge-
schichte unserer Assoziation eine stete Kette 
von Hemmungen und Hindernissen, von Sus-
pensionen und gerichtlichen Verfolgungen. Es

21) Entwicklung der deutschen Buchdrucker-Asso-
ziation, in: Mitteilungen für Buchdrucker und 
Schriftgießer, H. 2, Berlin 1852, S. 3—16, hier S.3. 
Dazu erschienen noch zwei Fortsetzungen. Es han-
delt sich wohl um den ältesten deutschsprachigen 
Ansatz einer geschlossenen, gewerkschaftseigenen 
Geschichtsschreibung. Verantwortlich zeichnete 
die Redaktion unter Hermann Kannegießer in ihrer 
Gesamtheit Die Zeitschrift ist nur in einem ein-
zigen Exemplar erhalten.
22) Dr. iur. Wermuth/Dr. iur. Stieber, Die Communi- 
sten-Verschwörungen des neunzehnten Jahrhun-
derts. Im amtlichen Auftrag zur Benutzung der Poli-
zei-Behörden der sämtlichen deutschen Bundes-
staaten, T. 1 u. 2, Berlin 1853/54. Darin werden auch 
die Führer der Gewerkschaftsbewegung verzeich-
net, u. a. Hermann Kannegießer in T. 2, S. 63. 



sind daher viele der beabsichtigten und ange-
fangenen Einrichtungen teils ganz unterblie-
ben, teils nur in beschränkter Weise zur Aus-
führung gekommen. Dies hat wiederum bei 
Unkundigen und übelunterrichteten dazu bei-
getragen, das Urteil über unser Streben zu ver-
fälsc 23hen.“ )
Die angeblich Vaterlands- und geschichtslosen 
Gesellen jener Tage wehrten sich durch das 
Mittel der Geschichtsschreibung: .Abgesehen 
davon, daß es nur heilsam sein kann, die all-
mählich herrschend gewordenen irrtümlichen 
und befangenen Ansichten unserer Zeitgenos-
sen durch eine klare, unbefangene Darstellung 
unserer Prinzipien und ihrer geschichtlichen 
Betätigung, Fortbildung oder Verkümmerung 
zu berichtigen, da ein falsches Urteil über eine 
soziale Bestrebung leicht die Ursache werden 
kann, daß andere derartige Unternehmungen 
ohne Prüfung verworfen werden; abgesehen 
davon, daß den bei irgendeinem allgemeinen, 
auf das Wohl vieler Mitmenschen hinzielen-
den Unternehmen als Mitwirker aktiv oder 
passiv beteiligten Personen selbst erwünscht 
sein muß, ihr Streben und Wirken richtig be-
urteilt zu sehen, abgesehen von diesen und an-
deren Verhältnissen legt uns schon die histo-
rische Bedeutung unserer Assoziation für die 
Gegenwart wie für die Nachwelt, die ein Recht 
hat, von uns Auskunft über unser Streben und 
seine Gründe, über unser Wirken und seinen 
Fortgang, über unsere Erfolge und unsere 
Mißgriffe zu fordern, die Pflicht auf, eine un-
parteiische und rücksichtslose Geschichte un-
serer Assoziation zu verfassen."24)

23) Wie Anm. 21.
24) Ebd.

25) Einen Überblick gibt Gerhard Beier, Glanz und 
Elend der Jubiläumsliteratur. Kritische Bestands-
aufnahme .bisheriger Historiographie der Berufs- 
und Industriegewerkschaften, in: Gewerkschaftli-
che Monatshefte, H. 10/1968, S. 607—614.
26) Hermann Müller, Die Organisationen der Litho-
graphen, Steindrucker und verwandten Berufe. 1. 
Allgemeine Gewerkschaftsgeschichte, 2. Unsere 
Organisationen und Kämpfe bis zum Jahre 1891, 
Berlin 1917.
27) Alexander Knoll, Geschichte der Straße und ih-
rer Arbeiter, 3 Bände, o. O. u. J.
28) Alexander Knoll, Gewerkschaftsgeschichts-
schreibung, in: Die Arbeit, 1. Jg. 1924, H. 6, S. 364.

Sieht man von dem betulichen Stil ab, über-
setzt man die altertümliche Wortwahl und den 
verschnörkelten Satzbau in die moderne Spra-
che der Organisation, dann wurden bereits am 
Anfang der Gewerkschaftsbewegung gültige 
Aussagen über ihre historische Bedeutung 
und geschichtswissenschaftliche Behandlung 
gemacht. Rechenschaft über die Vergangen-
heit und Aufbruch in eine neue Zeit — das wa-
ren und blieben die zentralen Motive gewerk-
schaftlichen Geschichtsbewußtseins.
Freilich dauerte es ein halbes Jahrhundert, bis 
eine breitere historische Literatur entstand. Es 
handelt sich dabei vor allem um Geschichten 
einzelner Berufs- und Branchenverbände, die 
von hervorragenden Gewerkschaftsführern 
und Journalisten bzw. Schriftstellern der Ge-
werkschaftspresse verfaßt wurden: Arthur 
Gasch, Ludwig Rexhäuser, August Bringmann, 

Willi Krahl, Otto Hu6 und viele 
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andere wären 
zu nennen ). Unsere eigene Geschichte ma-
chen wir selber und schreiben wir selber! — So 
ungefähr lautete die Anwendung kollektiver 
Selbsthilfe auf die Organisationsgeschichte. 
Daraus folgte Geschichtsschreibung von Ar-
beitern für Arbeiter, also „Arbeitergeschichte" 
in Analogie zur .Arbeiterdichtung". Auf diese 
Weise hat sich vor dem Ersten Weltkrieg eine 
umfangreiche historiographische Literatur der 
Arbeiterschaft entwickelt, die einen Vergleich 
mit der professionellen bürgerlichen oder 
halbfeudalen Geschichtsschreibung nicht zu 
scheuen braucht. Was ihr an Zitiertechnik und 
philologischer Akribie fehlt, hat sie der preu-
ßischen Schule an gesellschaftlichem Bewußt-
sein voraus!
Einen Höhepunkt dieser breiten Welle ge-
werkschaftseigener Geschichtsschreibung bil-
det Hermann Müllers Arbeit über die Organi-
sation der Lithographen, Steindrucker und 
verwandten Berufe, die 1917 erschien und 
heute aus guten Gründen einen Nachdruck er-
fährt26 ). Die Erfolge der Arbeitergeschichte 
förderten eine Tendenz zur Beschränkung auf 
Autoren aus den eigenen Reihen. Der Stein-
setzer Alexander Knoll, selbst Vorsitzender 
und Autor einer voluminösen Sozial- und Or-
ganisationsgeschichte 27 ), machte Anfang der 
zwanziger Jahre zur Norm, was sich seit Ende 
des 19. Jahrhunderts herausgebildet hatte: 
„daß Gewerkschaftsgeschichte nur von Ge-
werkschaftern geschrieben wer 28den sollte" ). 
Die Ignoranz der herrschenden Geschichts-
wissenschaft gegenüber den Gewerkschaften 
wurde so mit einer negativen Exklusivität be-
antwortet.

Geschichtsverlust durch Identitätskrise und 
Repression

In dieser Entwicklung spiegelt sich die allge-
meine Schwierigkeit der deutschen Arbeiter-
bewegung, aus den veränderten Verhältnissen 
nach der Revolution von 1918/19 positive Im-



pulse für die eigene Geschichte im Doppel-
sinne des Wortes zu empfangen. Das neue 
Verhältnis von Gewerkschaften und Staat, wie 
es im zweiten Teil der Weimarer Reichsverfas-
sung formuliert wurde, verlangte ein verwan-
deltes Verständnis der Organisationsge-
schichte bis hin zur Reflexion des Funktions-
wandels der Gewerkschaften in Staat, Gesell-
schaft und Wissenschaft. Jene Ansprüche, die 
Heinz Oskar Vetter erst 1977 in Marburg an-
meldete, hätten bereits in der Weimarer Repu-
blik zur Geltung kommen müssen.
Die Öffnung staatlicher und kommunaler Ar-
chive nach der Novemberrevolution brachte 
neue methodische Anforderungen und bis da-
hin ungenutzte quellenkundliche Möglichkei-
ten, die nur zögernd wahrgenommen wurden. 
Die Eigenbrötlerei der Arbeiterhistoriker und 
die Abneigung der rückwärtsgewandten „bür-
gerlichen" Wissenschaft bildeten auf diese 
Weise eine doppelte Barriere. Der große Wurf 
einer Gesamtgeschichte der deutschen Ge-
werkschaftsbewegung, zu dem Siegfried Nest- 
riepke im Jahre 1919 ausholte, mußte gera-
dezu zwangsläufig scheitern, auch wenn drei 
Bände 29 erscheinen konnten ). Es fehlte an 
produktiver Kooperation zwischen Archiven, 
Universitäten und Gewerkschaften.
Immerhin wurden bis zum Jahre 1930 allein im 
Bereich des Allgemeinen Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (ADGB) sechzig zentrale Orga-
nisationsgeschichten herausgegeben, die sich 
mit der Entwicklung von 37 verschiedenen 
reichsweiten Organisationen befaßten. Das ist 
nur die Spitze eines Eisbergs. Darunter sind 
tausende regionaler und lokaler Geschichts-
werke zu finden, die in keiner Bibliographie 
verzeichnet werden 30). Gegen Ende der Repu-
blik kündigte sich eine zweite Welle gewerk-
schaftlicher Selbstdarstellungen an, deren 
Ausbreitung und Rezeption durch den Natio-
nalsozialismus brutal unterbrochen wurde. 
Das gilt auch für zwei hervorragende Handbü-
cher, die Anfang der dreißiger Jahre erschie-
nen: Ludwig Heydes Internationales Hand-
wörterbuch, das noch vollst

31
ändig erscheinen 

konnte ),  und: Maurycy Bergmann, Fritz 

29) Siegfried Nestriepke, Die Gewerkschaftsbewe-
gung, 3 Bände, Stuttgart 1919—1921. Der Qualitäts-
abfall zeigt sich vom ersten bis zum dritten Band. 
Auch der erste Band erreicht nicht die Qualität des 
Werkes von Hermann Müller.
30) Zahlen nach Willi Krahl, Der Verband der deut-
schen Buchdrucker, Geschichte der ältesten deut-
schen Gewerkschaft, Bd. 2, Berlin 1933, S. IV.
31) Internationales Handwörterbuch des Gewerk-
schaftswesens, hrsg. von Ludwig Heyde in Gemein-
schaft mit Anton Erkelenz, Lord Passfield, Johann

Sassenbach, Adam Stegerwald, Albert Thomas, Re-
daktionssekretär Rigomar Rieger, 2 Bände, Berlin 
1931/32.
32) Bergmann/Schleiter/Wickel, Handbuch der Ar-
beit. Die deutsche Arbeiterklasse in Wirtschaft und 
Gesellschaft, III. Abteilung, Die Koalitionen, Jena 
1931. *
33) Einzelne Manuskripte finden sich bei den 
Hauptvorständen aufgehoben, wurden aber nicht 
veröffentlicht.
34) Metallarbeiter-Zeitung, Nr. 48/1931, zitiert nach 
Theodor Leipart, über die Einheit der Gewerk-
schaftsbewegung, in: Gewerkschafts-Zeitung, 41. Jg- 
Nr. 49/1931.
35) Jack Schiefer, Geschichte der deutschen Ge-
werkschaften, Bd. 1, 3. Aufl. Aachen 1948; Richard
Seidel, Die deutschen Gewerkschaften. Ihr Wesen,
Weg und Ziel, Stuttgart 1948; Franz Josef Furtwäng-
ler, Die Gewerkschaften. Ihre Geschichte und inter-
nationale Auswirkung, Hamburg 1956.

Schieiter, Helmut Wickel, Handbuch der Ar-
beit, von dem nur ein dritter Band über die Ko-
alition 32en existiert ).
Trotz der Bücherverbrennungen wurde von 
einzelnen Autoren im Widerstand heimlich 
weitergeschrieben 33). Aber die Produktions-
bedingungen drückten erneut auf die Qualität. 
Die Kontinuität gewerkschaftlicher Ge-
schichtsschreibung wurde in den dreißiger 
Jahren gebrochen, und zwar vorrangig durch 
äußere Repression, aber auch durch ein tief-
greifendes Identitätsproblem: durch innere 
Ablösung von berufsgewerkschaftlichen Tra-
ditionen im Übergang von Berufs- und Rich-
tungsgewerkschaften zur Industrie- und Ein-
heitsgewerkschaft. In diesem Zusammenhang 
sind jene Worte zu verstehen, die Theodor Lei- 
part in seinem richtungsweisenden Aufsatz 
zur gewerkschaftlichen Einheit aus der „Me-
tallarbeiter-Zeitung" übernommen hat: „Ein 
Gewerkschafter, der seinen Namen verdienen 
will, muß sein Gesicht auf Gegenwart und Zu-
kunft richten, nicht in die Vergangenheit. Er 
wir

34
d beweisen, daß ihm das Vergessen nicht 

schwerer fällt, als das Lernen." )
Der Bruch von 1933 wurde 1945 keineswegs 
aufgehoben, sondern durch die Spaltung in 
Ost und West nochmals verstärkt. Das Resul-
tat war eine weitverbreitete Geschichtslosig- 
keit, die mit dem Ausscheiden der älteren Ge-
neration in den fünfziger Jahren noch weiter 
zunahm. Arbeiten wie

35

 die Veröffentlichungen 
von Jack Schiefer, Richard Seidel und Franz 
Josef Furtwängler )  sind als Ausnahmeer-
scheinungen in diesem Zusammenhang zu 
werten.
Zwar hat der Bundesvorstand des DGB Mitte 
der fünfziger Jahre eine Kommission einge-
setzt, die den Auftrag erhielt, das wachsende 
historische Vakuum wieder aufzufüllen. Ru- 



dölf Wissell, Theodor Thomas, Franz Spliedt 
und August Enderle lauteten die berufenen 
Namen 36).  Das Ergebnis liegt seit 1959 in 

3
38

7
vier 

hektographierten Bänden vor ). Es trägt den 
Vermerk: „Für jeden Abdruck gesperrt". ) Die 
Gründe lassen sich nur mutmaßlich nennen. 
Sie liegen wohl bei den Schwierigkeiten einer 
Darstellung des Übergangs zur Einheitsge-
werkschaft, die den Bedürfnissen aller im DGB 
organisierten Richtungen gerecht wird.
Im Übergang zur Einheitsgewerkschaft, der 
tragischerweise mit Gleichschaltung, Zer-
schlagung und Funktionswandel der demokra-
tischen Verbände zusammenfällt, klafft eine 
historische Bewußtseinslücke, die in dem hal-
ben Jahrhundert seither niemals zufrieden-
stellend aufgearbeitet werden konnte. Hier 
zeigt sich die real- und bewußtseinsgeschicht-
liche Seite des dichotomischen Gesellschafts-
bildes 39)  der Gewerkschaften, ihrer Mitglie-
der und Funktionäre, mit anderen Worten: des 
Problems der kollektiven Identität, der Nicht- 
Identität und Identitätsdiffusion. Die Ge-
schichte der deutschen Gewerkschaften ist 
mit vielen Spaltungen belastet — von der 
Klassenspaltung über weltanschauliche Diffe-
renzen und ständisches Denken bis hin zur na-
tionalen Spaltung in Ost und West. Wer mit 
Hans Mommsen „die Pflege und die Erhaltung 
des Bewußtseins der historischen Identität" als 
Ausweis geschichtswissenschaftlicher Legiti-
mation betrachtet, kommt in Schwierigkeiten, 
wenn er deutsche Geschichte, insbesondere 
Arbeitergeschichte und speziell Gewerk-
schaftsgeschichte schreiben will. Die Chance 
zur Lösung dieses Problems liegt in dem auf-
kommenden Dialog zwischen Wissenschaft 
und Gewerkschaft.

Die Wiederentdeckung der Gewerkschafts-
geschichte seit 1963
Als erstes Datum für die Wiederentdeckung 
der Geschichte der deutschen Arbeiterbewe-

36) Gewerkschaftliche Monatshefte, H. 11/1954, 
S 703, Mitteilungen der Redaktion.
37) August Enderle unter Mitarbeit von Bernt Heise, 

Die Einheitsgewerkschaften, 4 Bände, hektogra- 
Phiertes Manuskript, Düsseldorf 1959.) Dieser Vermerk we 38)ck  möglicherweise Spekula-
tionen, denen die vier Bände inhaltlich keineswegs 
gerecht werden. Sie enthalten weder persönliche ndiskretionen noch politische Enthüllungen. Der 
Vermerk bezeugt eine übertriebene Schamhaftig- 
55iim Umgang mit der eigenen Geschichte.

39) Diese Bezeichnung folgt Heinrich Popitz/Hans 
aul Bahrdt/Ernst August Jüres/Hanno Kesting, 
as Gesellschaftsbild des Arbeiters. Soziologische 

1957 TSucaurgen in der Hüttenindustrie, Tübingen 

gung darf das Jahr 1963 angesehen werden. In 
Westdeutschland war es durch den hundert-
sten Gründungstag des Allgemeinen Deut-
schen Arbeitervereins (ADAV) charakteri-
siert Es handelte sich um ein Lassalle-Jubi-
läum mit ausgesprochen sozialdemokrati-
schen Tendenzen 40 ). Demgegenüber nutzte 
Walter Ulbricht die historische Stunde, um 
seinen „Grundriß“ der Geschichte der deut-
schen Arbeiterbewegung durchzusetzen, auf 
dem die achtbändige Geschichte der deut-
schen Arbeiterbewegung beruht 410). Obwohl 
dieses Geschichtswerk in der DDR heute nicht 
mehr voll anerkannt wird, ist es doch als Stan-
dardwerk des vorherrschenden, stalinistisch 
geprägten Geschichtsbildes im sogenannten 
„real existierenden Sozialismus“ zu werten. 
Der DKP-Historiographie, ihren Marburger 
Freunden und den entsprechenden Verlagen 
dient diese „GdA“ offenbar noch immer als 
Richtschnur für ihre diversen historischen Pu-
bli 42kationen ).

40) Typisch war der Vorwärts-Sonderdruck mit dem 
Titel: 100 Jahre SPD, der zum 23. Mai 1963 erschien. 
Dasselbe gilt für: Karl Anders, Die ersten hundert 
Jahre. Zur Geschichte einer demokratischen Partei, 
Hannover 1963.
41) Grundriß der Geschichte der deutschen Arbei-
terbewegung, Berlin 1963; Institut für Marxismus- 
Leninismus beim Zentralkomitee der SED, Ge-
schichte der deutschen Arbeiterbewegung, 8 Bände, 
Berlin 1966.
42) Übereinstimmungen gehen bis in Wortwahl und 
Diktion. Zur Kritik am „Grundriß" siehe Hermann 
Weber, Ulbricht fälscht Geschichte. Ein Kommentar 
zum „Grundriß der Geschichte der deutschen Arbei-
terbewegung", Köln 1964. Eine weitere Auseinan-
dersetzung findet sich im Jahrbuch für die Ge-
schichte Mittel- und Ostdeutschlands, Bd. 13, Berlin 
1964.

Obwohl die Gewerkschafts^schichte noch 
nicht im Mittelpunkt der Ereignisse von 1963 
stand, sind auch hier wichtige Weichenstel-
lungen erfolgt Bereits im Januar 1963 er-
schien die vielbeachtete Hundertjahresaus- 
gabe der westdeutschen Gewerkschaftszei-
tung „Druck und Papier" bzw. „Correspondent“. 
Ulbricht hat daraus vor dem ZK der SED aus-
führlich zitiert und gleichzeitig Anstöße für 
die Geschichtsschreibung seines Freien Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (FDGB) gegeben. 
Historiker an der Hochschule der Gewerk-
schaften in Bernau bei Berlin waren dadurch 
besonders angesprochen. Im gleichen Jahr 
wurden im FDGB und seinen Gliederungen 
Resolutionen verabschiedet, die auf eine Akti-
vierung historischer Anstrengungen zielten. 
Die „schrittweise Ausarbeitung einer Ge-
schichte der deutschen Gewerkschaftsbewe-
gung" rückte in den „Forschungsplan des 



FDGB-Bundesvorstandes" 43).  Erkennbar war 
dabei immer wieder die politische Absicht, auf 
dem Umweg über die Geschichte den abgeris-
senen Kontakt mit den westdeutschen Ge-
werkschaften wieder anzuknüpfen und so Ein-
fluß auf den DGB zu gewinnen. Diese Bemü-
hungen dauern seit 1963 an und zeigen seit 
Mitte der siebziger Jahre sichtbare Erfolge. 
Dabei scheint die Initiative von Ost-Berlin und 
Bernau auf die Zentren der DKP-Arbeit in 
Westdeutschland übergegangen zu sein, ohne 
daß von einer unabhängigen Entwicklung ge-
sprochen werden kann.
Zur Situation der freien Historiographie in 
Westdeutschland ist demgegenüber festzu-
stellen: Anders als in der DDR, wo eindeutige 
Aufträge vergeben und arbeitsteilig durchge-
führt werden, leiden wir an Organisations- 
und Legitimationsproblemen. Noch immer 
gibt es eine gewisse Scheu der Gewerkschaf-
ten, wissenschaftliche Einrichtungen und aus-
gewiesene Forscher mit der Geschichtsschrei-
bung zu beauftragen. Zwar hat das Mißtrauen 
gegenüber der Wissenschaft im allgemeinen 
abgenommen, doch hat sich spezielle Skepsis 
gegenüber neulinker Arroganz auf Lehrstüh-
len ausgebreitet. Zugleich verhält die 
etablierte Geschichtswissenschaft sich immer 
noch skrupulös, wenn sie Gelegenheit erhält, 
den Gewerkschaften bei ihren Bemühungen 
um historische Rechenschaftslegung metho-
disch behilflich zu sein. Allein wo die unab-
hängige Wissenschaftsförderung einsetzt, 
scheinen diese Schwierigkeiten überwindbar 
zu werden.

Ein kurzer Lehrgang'

Das größte publizistische Defizit klafft gegen-
wärtig im Bereich einer kurzgefaßten und 
gleichwohl kritisch-wissenschaftlichen Ge-
samtgeschichte der deutschen Gewerkschaf-
ten als Unterlage für das sozialwissenschaftli-
che Studium, den sozialkundlichen Unterricht 
und die gewerkschaftliche Bildungsarbeit. 
Diese Lücke wurde von der Marburger 
Gruppe um Frank Deppe und Georg Fülberth 
(DKP) mit der Geschichte der deutschen Ge-
werkschaftsbewegung aus dem Pahl-Rugen- 
stein-Verlag scheinbar geschickt geschlos-
sen 44).  Jedenfalls spricht der Erfolg der ersten

43) Gewerkschaftsentwicklung im Lichte des Roten 
Oktober (Geschichtlicher Überblick) 1917—1967, 
Bernau 1967, Vorwort S. 3.
44) Frank Deppe/Georg Fülberth/Jürgen Harrer 
(Hrsg.), Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbe-
wegung. Mit Beiträgen von Frank Deppe, Georg Fül  

und zweiten Auflage dafür. Hilfreich bei der 
Durchsetzung dieses Buches als Standardlek-
türe für gewerkschaftliche Bildungsarbeit wa-
ren Referententeams und befreundete Grup-
pen, die für größere Sammelbestellungen sorg-
ten.
Das Werk macht auf den ersten Blick gar kei-
nen schlechten Eindruck. Die zurückhaltende 
Diktion, zahlreiche Fußnoten und ein Litera-
turverzeichnis erwecken den Anschein einer 
zuverlässigen wissenschaftlichen Arbeit. Laut 
Vorwort handelt es sich um eine „Geschichte 
für die Arbeiterbewegung in der BRD" 45). Wer 
nicht weiß, wo die Autoren politisch stehen, 
wird nicht gleich merken, daß es sich hier um 
Parteilichkeit im Sinne der Deutschen Kom-
munistischen Partei handelt. Die Machart des 
Buches zielt auf den gutwilligen Leser, der be-
reit ist, sich durch wissenschaftliche Autoritä-
ten in die Lehren der Gewerkschaftsge-
schichte einweihen zu lassen. Hier wird der 
psychologisch kürzeste Weg von der Naivität 
zum politischen Dogmatismus gewiesen.

Tatsächlich ist die Tendenz des Buches nur 
schwer auszumachen. Wer sich freilich die 
Mühe gibt, jene Stellen anzustreichen, an de-
nen sozialdemokratische oder kommunisti-
sche Gewerkschaftspolitik bewertet wird, dem 
bietet sich folgendes Bild: Auf 26 Seiten wer-
den Sozialdemokraten negativ bewertet, auf 3 
Seiten kommt es zu negativen Urteilen über 
Kommunisten. Dagegen finden Kommunisten 
auf 20 Seiten eine positive Kritik, während so-
zialdemokratische, christliche oder liberale 
(Hirsch-Dunckersche) Gewerkschafter fast 
nirgends gut davonkommen oder gänzlich 
übergangen werden, wo ihre Leistungen zu 
würdigen wären. Vollends eindeutig ist die ne-
gative Bewertung jeglichen Antikommunis-
mus. Gegen ihn wird auf 35 Seiten zu Felde ge-
zogen. Eine Untersuchung der Fußnoten und 
des Literaturverzeichnisses bestätigt diese 
eindeutige Tendenz. Ohne sich offen als Ver-
treter einer kommunistischen Gewerkschafts-
politik zu bekennen, streiten die Autoren ve-

berth, Käthe Gerstung, Hans-Dieter Gimbel, Jürgen 
Harrer, Wolfgang Hecker, Kurt Pohl, Witich Rob: 
mann, Jutta Schmidt, Wolfgang Seichter, Christfried 
Seifert, Gerhard Weiß, Anne Weiß-Hartmann, 
Frauke Werther, Köln 1977. Die zweite, erweiterte 
Auflage erschien ohne Korrektur der zahlreichen 
Fehler, lediglich um zwei Literaturangaben und ein 
Personenverzeichnis erweitert, in dem Viktor 
Agartz häufiger genannt wird als Otto Brenner oder 
Hans Böckler, Köln 1978. . ,
45) Ebd„ S. 12. Im folgenden werden Belege, die sicn 
direkt auf das Buch von Deppe u. a. beziehen, im lau-
fenden Text in Klammem gegeben. 



hement gegen jeglichen Antikommunismus, 
so daß aus der doppelten Negation schließlich 
nichts anderes als eine prokommunistische 
Haltung herauskommen kann.
Dieser zunächst schwer greifbaren Strategie 
von scheinbarer Neutralität über differenzie-
rende Urteile bis zu kompakter Parteilichkeit 
folgt auch der inhaltliche Aufbau des Buches, 
das in drei große Abschnitte gegliedert ist: Am 
Anfang steht die Entwicklung von 1848 bis 
1914, die auf nur 80 Seiten recht flüchtig abge-
handelt wird. Die Informationen gehen hier 
kaum über die bekannte Broschürenliteratur 
hinaus. Helga Grebing meint dazu: „Die insge-
samt vier Beiträge zu diesem Zeitraum beste-
hen in weiten Teilen aus einer unkritischen 
Kompilation bekannter Standardwerke der 
DDR-Historiographie; ergänzt durch ältere 
und neuere Darstellungen zu bestimmten Er-
eignissen oder Zusammenhängen, wie sie so-
wohl von der DDR-Historiographie wie von 
der Forschung in der Bundesrepublik vorge-
legt wurden." 46)  Darin steht wenig Aufregen-
des, auch wenn hier und da die politische Aus-
richtung deutlich wird, wo etwa die Führungs-
rolle der Partei zur Geltung kommt. Das alles 
wirkt

7
 gemäßigt durch Schlamperei: Marx wird 

falsch nachgewiesen (S. 37.  Eine Unterneh-
merorganisation findet sich mit einer Gewerk-
schaft vertauscht (S. 19). Wer sich durch diesen 
quälend langweiligen ersten Teil hindurchge-
arbeitet hat, der wird dazu neigen, dieses Buch 
für harmlos zu halten.
Es folgt ein zweiter Teil, der vom August 1914 
bis zum Mai 1945 reicht. Hier ist das Bestreben 
der Autoren deutlich darauf gerichtet, das 
dreifache Versagen der „revisionistischen" Ge-
werkschaftsführung herauszustellen, und 
zwar sowohl bei Ausbruch des Ersten Welt-
krieges als auch in der Revolution von 1918, 
während der Machtergreifung des Nationalso-
zialismus und im folgenden Widerstand gegen 
die faschistische Diktatur. Demgegenüber 
wird die Rolle der Kommunistischen Partei 
vom Spartakusbund über die Revolutionäre 
Gewerkschaftsopposition (RGO) bis zur Volks-
frontpolitik immer wieder besonders liebevoll 
behandelt und wo irgend möglich beschönigt, 
wenn nicht alles verschwiegen werden kann, 
was an gewerkschaftsfeindlichen Aktivitäten 
aus dem kommunistischen Lager kam. Diese

46) Helga Grebing, Eine große sozialwissenschaftli-
che und pädagogische Leistung? Bemerkungen zu 
dem Buch von Deppe, Fülberth, Harrer (Hrsg.), Ge-
schichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung, 
ini Gewerkschaftliche Monatshefte, H. 4/1979, 
S. 204-227, hier S. 206. 

parteiliche Darstellung gipfelt in der diskredi-
tierenden Behandlung von Gewerkschaftsfüh-
rern wie Carl Legien und Wilhelm Leuschner 
auf der einen Seite und der Rechtfertigung des 
BVG-Streiks (S. 207, Anm. 234) und des Hitler- 
Stalin-Paktes (S. 250, Anm. 168) auf der ande-
ren. Geschickt nutzen die Autoren den unbe-
zweifelbaren Heroismus kommunistischer 
Widerstandsgruppen, um Sympathien auf ihre 
Seite zu bringen. Daß dieser Widerstand im 
Widerspruch zum Hitler-Stalin-Pakt zu sehen 
ist, wird nicht thematisiert. Wer das ohne 
gründliche Vorkenntnisse gelesen hat, der 
wird zu dem Schluß verleitet: Im Gegensatz zu 
den Sozis haben die Kommunisten fast immer 
recht gehabt. Sie machten die richtigere Poli-
tik und verfügten über die besseren Leute.
Der dritte, umfangreichste und am sorgfältig-
sten ausgearbeitete Teil bezieht sich auf die 
Entwicklung seit 1945. Mit Anne Weiß-Hart- 
mann und Frank Deppe sind hier die fähigsten 
Mitarbeiter des Autorenteams am Wirken. 
Ihre Strategie zielt darauf, die Entwicklung in 
der sowjetischen Besatzungszone als vorbild-
lich hinzustellen, die Probleme der Entwick-
lung in Westdeutschland in den schwärzeren 
Farben zu malen und das Scheitern sozialde-
mokratischer Reformpolitik projektiv deutlich 
zu machen. Die übertriebene Bewertung von 
wirtschaftlichen Krisenerscheinungen im We-
sten bei gleichzeitiger Ausblendung ökonomi-
scher Schwierigkeiten im „realen Sozialismus" 
dient als wichtigstes Mittel zum Zweck. Wer 
sich im Westen verunsichert sieht, wer von 
Zukunftsängsten geplagt wird, der soll sich 
dem anderen Lager zuwenden. Der dritte und 
letzte Teil der „Geschichte" zielt also auf neue 
Identifikationen.

Der Grundbegriff der Autonomie

Der Grundbegriff der gewerkschaftlichen Au-
tonomie spielt hierbei wiederum in einem psy-
chologisch geschickt angelegten Dreischritt 
eine besondere Rolle. Durch Betonung der Au-
tonomie, die — wo sie ernst genommen wird 
— sehr wohl im Widerspruch zur sowjetmar-
xistischen Gewerkschaftstheorie steht, wird 
der Versuch gemacht, die Gewerkschaften aus 
ihrer; historisch gewachsenen Nähe zum frei-
heitlichen Sozialismus zu lösen und in eine 
neue Bindung an die vorgeblich einzige Partei 
für die Arbeiterklasse (die DKP) zu manövrie-
ren (S. 403, Anm. 244). Das alles geschieht un-
auffällig und teilweise verschlüsselt, wirkt 
suggestiv, bleibt aber für den kritischen Ana-
lytiker eindeutig feststellbar.



Der verwendete Autonomiebegriff, der 
scheinbar einen ideologischen Wandel andeu-
tet, wird so eingesetzt, daß er keine Entschei-
dungsfreiheit im Sinne des Aktions- und des 
Grundsatzprogrammes der Gewerkschaften 
bedeutet, daß er auch keine Optionen für sozi-
al-liberale, freiheitlich- oder christlich-soziali-
stische Politik zuläßt. Vielmehr ist aus den Äu-
ßerungen Deppes abzulesen, daß Autonomie 
im Zusammenhang seiner Gewerkschaftsthe-
orie immer nur Gegen-Autonomie meint, also 
die Freiheit, „Nein" zu sagen, solange die Ver-
hältnisse nicht in seinem Sinne geordnet sind 
(S. 461). Bestenfalls meint er Klassen-Autono- 
mie im Gegensatz zur Politik gewerkschaftli-
cher Integration 47).  Aber seine Konzeption 
läuft auf eine Version von Klassen-Autonomie 
hinaus, wie sie in der Selbstherrlichkeit des 
Leninistischen Partei-Verständnisses verwirk-
licht wird, also auf jene sowjetische Fehlent-
wicklung, bei der Autonomie schließlich i
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n die 
alte Autokratie einmündet und dem Volk die 
Selbstbestimmung verweigert ).
Wie fremd Deppe der freiheitliche Begriff ge-
werkschaftlicher Autonomie tatsächlich ist, 
erhellt aus einem unveröffentlichten Papier, 
das er 1976 zur Internationalen Tagung der Hi-
storiker der Arbeiterbewegung (ITH) in Linz 
vorgelegt hat, wo er sagt: „Die Gewerkschafts-
bewegung freilich — theoretisch und histo-
risch — auf einen Emanzipations- und Auto-
nomiebegriff zu reduzieren... heißt in letzter 
Konsequenz, alle gesellschaftstheoretischen 
Erkenntnisse und historischen Erfahrungen 
der Arbeiterbewegung insofern aufzugeben, 
als diese wieder auf das Niveau der bürgerli-
chen Aufklärungsphilosophie u
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nd die Praxis 
der bürgerlichen Arbeiterbildungsvereine zu- 
rückgeführt wird.“ )

“47) Deppes Schwierigkeiten, die Begriffe Autono-
mie' und .Integration' in den Zusammenhang seiner 
Gewerkschaftstheorie aufzunehmen, zeigen sich in 
seiner neuesten Buchveröffentlichung zu diesem 
Thema: Frank Deppe, Autonomie und Integration. 
Materialien zur Gewerkschaftsanalyse, Marburg

48) über diese Zusammenhänge: Günter Berghahn/ 
Rudi Dutschke, über die allgemeine reale Staats-
sklaverei. Die Sowjetunion in der russischen Ge-
schichte, in: L 76, H. 6/1977, S. 135—162 und Fortset-
zung.

49)  Frank Deppe, Elemente eines theoretischen Be-
zugsrahmens zur Analyse der Gewerkschaftsge- 
schichte — unter besonderer Berücksichtigung der 
Entwicklung der deutschen Arbeiterbewegung vor 
1917, hektographiertes Manuskript, Linz 1976, S. 17. 
Deppe unterschätzt dabei das Niveau der bürgerii- 
chen Aufklärungsphilosophie. Seine Charakterisie-
rung der bürgerlichen Arbeiterbildungsvereine ist 
historisch falsch, denn eben diese Vereine akzep-
tierten die Autonomieforderung der Arbeiterschaft 

Wenn Deppe heute den Begriff der Autono-
mie trotz ursprünglicher Abweisung in inhalt-
lich revidierter Weise übernimmt, dann ord-
net er diesen Grundsatz freiheitlicher Ge-
werkschaftsarbeit der in der Präambel zum 
neuen Grundsatzprogramm des DGB festge-
schrieben werden soll, von vornherein frem-
den Zwecken unter. Zwar sind die Meinungen 
darüber geteilt. So heißt es in einer Rezension: 
„Deppe bricht explizit mit einem fest verwur-
zelten Dogma der kommunistischen Bewe-
gung ... 50).  überzeugender wirkt aber die 
Analyse Fritz Vilmars, derzufolge die neuerli-
che Betonung der gewerkschaftlichen Auto-
nomie im Rahmen kommunistischer Gewerk-
schaftsarbeit nur eine weitere Variante in dem 
traditionellen Bestreben darstellt, die Führung 
der Gewerkschaften zu übernehmen.
Demnach soll sich der angestrebte Führungs-
wechsel in drei Schritten vollziehen: „Erstens: 
Sich-Anschmeißen: Aktionseinheit; zweitens: 
Gewerkschaften von der SPD abspalten (par-
teipolitische Unabhängigkeit); drittens: im 
DGB 51Macht gewinnen" ).  Indem Vilmar aus 
dem DKP-Programm zitiert, erläutert er diese 
drei Schritte:
„Schritt eins: Der beste Weg für die Entwick-
lung der Aktionseinheit ist das Zusammenwir-
ken von Kommunisten und Sozialdemokraten 
am Arbeitsplatz, im Betrieb und in den Ge-
werkschaften ... In der praktischen Arbeit... 
nimmt die Übereinstimmung in Grundfragen 
des Klassenkampfes zu'.
Schritt zwei: Da nun aber die DKP die starken 
Bindungen vieler Gewerkschaftler an die Sozi-
aldemokratie kennt, kann sie nicht einfach die 
Parole aufstellen: Geht weg von der SPD und 
kommt zu uns. Vielmehr wählt sie einen Um-
weg. Sie mißbraucht, einmal in den Gewerk-
schaften .präsent', das gewerkschaftliche Au-
tonomieprinzip zu einer Strategie der Ablö-
sung der Gewerkschaften von der SPD: Die 
DKP ... achtet ... strikt die parteipolitische 
Unabhängigkeit der Gewerkschaften und 
wendet sich gegen die Verletzung dieses Prin-

nicht Wie brüchig Deppes Position von Anfang an 
war, zeigt auch seine Anlehnung an eine stalinisti-
sche Schrift von Alexander Losowski, deren Fäl-
scher-These gegenüber dem Hamann-Interview von 
Deppe mit zusätzliches Argumenten versehen wird. 
Ebd. S. 21.
50) Taktische Wende, in: Beiträge zum wissenschaft-
lichen Sozialismus, H.,2/1979, S. 46.
51) Fritz Vilmar, Die politische Unwahrhaftigkeit 
der DKP-Programme. Nur taktische Verschiebun-
gen vom Düsseldorfer zum Mannheimer Programm, 
in: Gewerkschaftliche Monatshefte, H. 8/1979, 
S. 484—495, hier S. 493. 



zips durch christdemokratische und rechtsso-
zialdemokratische Politiker'.
Dritter Schritt: Nachdem die DKP mit der Au-
tonomie-Parole viele Gewerkschaftler erst 
einmal von dem verhängnisvollen SPD-Ein-
fluß freigemacht hat, empfiehlt sie selbst sich 
nunmehr, anstelle der SPD, als der wahre Füh-
rer der Arbeiterklasse': Das Erstarken der 
DKP... und ihre immer festere Verwurzelung 
in der Arbeiterklasse ist eine Grundvorausset-
zung für die Veränderung des politischen 
Kräfteverhältnisses zugunsten des arbeiten-
den Volkes. Die Entwicklung de

52
r DKP zu einer 

Massenpartei ist unerläßlich.. )
Wie abhängig Deppes Interpretation der Ge-
schichte tatsächlich ist, zeigt sich immer dort, 
wo regimekritische Volksbewegungen im Ein-
flußbereich der Sowjetunion zu beobachten 
waren. Was am 17. Juni 1953 in der DDR pas-
sierte, wird von Deppe nicht berührt, auch 
nicht die gewerkschaftliche Komponente des 
Volksaufstandes. Er meint lediglich: „Die Ar-
beitslosenreserve wurde in dieser Zeit immer 
wieder durch Flüchtlingsströme aus der DDR 
aufgefüllt und wirkte somit als ein zusätzli-
ches Wachstumspotential" (S. 349). Auch die 
Berliner Mauer erhält in seiner Darstellung al-
lein arbeitsmarkttechnische Funktion. Nach 
Deppe „hatte der Bau der .Berliner Mauer' im 
August 1961 die Verfügbarkeit des westdeut-
schen Kapitals über einen Teil des hochquali-
fizierten Arbeitskräftepotentials der DDR ab- 
rupt unterbrochen“ (S. 375). Das ist Zynismus 
gegenüber den Betroffenen, auch wenn Deppe 
nicht von „Friedenswall" und ähnlichen Wort-
schöpfungen der SED-Propaganda Gebrauch 
macht. Das soziale Grundrecht des Arbeiters 
auf Freizügigkeit und das nationale Grund-
recht des Volkes auf Selbstbestimmung in Ein-
heit wird hier negiert.
Zwar vertritt Deppe nicht explizit die These 
von den zwei Nationen, aber er lehnt den Ge-
danken der „Volksgewerkschaft" ab: „In der 
Auseinandersetzung um die gewerkschaftli-
che Standortbestimmung ging es" — nach 
Deppe — „letztlich um die Frage, ob sich die 
klassengewerkschaftliche oder volksgewerk-
schaftliche Bestimmung des gewerkschaftli-
chen Handelns durchsetzen konnte" (S. 364). Er 
übernimmt das Begriffspaar „Volksgewerk-
schaft—Klassengewerkschaft" vom Verfasser 
dieses Beitrages53 ), aber er verwendet es in

Reduktion auf den Begriff der reinen Klassenge-
werkschaft findet sich nicht nur in den alten RGO- 
Papieren, sondern auch wiederholt im Protokoll des 
Mannheimer Parteitages der Deutschen Kommuni-
stischen Partei, 20.—22. Oktober 1978, S. 251, 260 
u. a.
53a) In einer Replik bestätigen Deppe und Fülberth, 
daß „das Klassendogma... das ganze Werk... 
durchzieht". Im Kem: .Angriff auf Einheitsgewerk-
schaft“. Interview mit Frank Deppe und Georg Fül-
berth, in: Nachrichten, Heft 4/1979, S. 16—18, hier 
S. 17.
54) Am deutlichsten wird das in Person und Werk 
Wilhelm Liebknechts. Leider fehlt es bislang an ei-
ner umfassenden Biographie, die diesen Zusammen-
hang verdeutlichte.
55) Bert Brecht: „Die Lösung. Nach dem Aufstand 
des 17. Juni ließ der Sekretär des Schriftstellerver-
bandes in der Stalinallee Flugblätter verteilen, auf 
denen zu lesen war, daß das Volk das Vertrauen der 
Regierung verscherzt habe und es nur durch ver-
doppelte Arbeit zurückerobern könne. Wäre es da 
nicht doch einfacher, die Regierung löste das Volk 
auf und wählte ein anderes?" (Buckower Elegien).

52) Ebd. S. 494.
53) Gerhard Beier, Einheitsgewerkschaft Zur Ge-
schichte eines organisatorischen Prinzips der deut- 
schen Arbeiterbewegung, in: Archiv für Sozalge- 
schichte, Bd. 13/1973, S. 207—242, hier S.224ff. Die 

polarisierendem Sinne, indem er den Klassen-
standpunkt dogmatisiert 534).
Darüber hinaus irrt Deppe historisch. Als mar-
xistisches Denken von den Gründern, insbe-
sondere von August Bebel und Wilhelm Lieb-
knecht, in Sozialdemokratie und Gewerk-
schaften hineingetragen wurde, diente ihnen 
die Parole vom „Volksstaat“ als Vehikel eines 
praxisorientierten, in deutscher Tradition ent-
wickelten marxistischen Denkens. Die Rich-
tung Bebel/Liebknecht kam aus der Volkspar-
tei. Sofern es lebendige revolutionäre Traditio-
nen in Deutschland gab, lebten sie vom Zu-
sammenspiel nationaler und sozialer Emanzi-
pationsbewegungen als freiheitlicher Volks-
bewegungen 54 ). Wenn Deppe die Arbeiterbe-
wegung nicht mehr als Volksbewegung ver-
steht, mag es Ausdruck von Erfahrungen der 
SED, SEW und DKP sein, daß es ihnen an Mas-
senanhang gebricht, um mit Bert Brecht zu 
sprechen: daß sie eher dazu neigen, das Volk 
aufzulösen, bevor sie ihre unhaltbar gewor-
dene Position räumen 55 ). Für eine demokrati-
sche, freiheitliche und sozialistische Gewerk-
schaftsbewegung, die sich nicht auf auswärtige 
Mächte stützt, scheidet eine solche Möglich-
keit aus. Insofern gibt es tatsächlich eine Un-
vereinbarkeit zwischen Deppes dogmatischer 
Version des Klassenkampfes und den Mög-
lichkeiten des DGB als einer autonomen, inte-
grierten Klassen- und Volksgewerkschaft.

Historische Wende 
als politisches Programm

Im Schlußkapitel über aktuelle Probleme der 
Gewerkschaftsbewegung heute (1966-1976) er-



scheint Deppe durch Käthe Gerstung, Witich 
Roßmann und Gerhard Weiß politisch einge-
rahmt. Die Verfasser orientieren sich stark an 
den Veröffentlichungen Jörg Huffschmidts, 
der a
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uf dem Mannheimer Parteitag der DKP 

als eine Art „Chefideologe“ auftrat ) . Freilich 
meiden sie den Anschein der Parteilichkeit, 
indem sie einen nüchtern wirkenden Über-
blick der wichtigsten gewerkschaftlichen Pro-
bleme und Fragestellungen seit Regierungsbe-
teiligung der Sozialdemokratie bieten. Es geht 
um Lohnpolitik und Reformpolitik, um „Huma-
nisierung der Arbeitswelt“, weiter um Arbeits-
und Tarifrecht und schließlich um Organisa-
tion und Programm des DGB.
Die politische Botschaft der Marburger Auto-
rengruppe findet sich im letzten Abschnitt 
versteckt. Dorf orakeln die Verfasser über ei-
nen „historischen Wendepunkt“, an dem der 
DGB dreißig Jahre nach seiner Gründung ste-
hen soll. Das Krisenkarussell wird beschwo-
ren. Der DGB soll den „schweren" Weg der „au-
tonomen Widerstandsorganisation" einschla-
gen (S. 467).
In den Schlußsätzen werden programmatische 
Gemeinsamkeiten von DKP und DGB sugge-
riert, die in Wirklichkeit nicht gegeben sind. 
Als Mittel der Suggestion dient den Verfas-
sern u. a. das Recht auf Arbeit Es findet sich 
im Grundsatzprogramm des DGB, in der 
Wahlwerbung der DKP und in den Maiparolen 
der Gewerkschaften seit 1976. Die notwendige 
Differenzierung wird nicht vorgenommen. 
Recht auf Arbeit im Sinne des DGB-Grund-
satzprogramms meint etwas ganz anderes als 
im Zusammenhang einer leninistischen Pro-
grammatik. Dort heißt es: „Wer nicht arbeitet, 
soll auch nicht essen! Im Rahmen der Sowjet- 
Verfassung bedeutet Recht auf Arbeit auch Ar-
beitszwang bis hin zur Zwangsarbeit — ähn-
lich wie im Nationalsozialismus. Hingegen ist 
das Recht auf Arbeit im Sinne gewerkschaftli-
cher und verfassungsgeschichtlicher Traditio-
nen des Westens als soziale Ausgestaltung der 
Würde des arbeitenden Menschen zu verste-
hen. Es bedeutet freie Wahl des Arbeitsplatzes 
und des Berufes; es steht im Zusammenha
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ng 
mit dem Recht auf Leben ohne Not und Furcht, 
ja mit dem Recht auf Freizeit und „Faulheit" ).  
Es zielt auf Selbstverwirklichung im Schaf-
fensprozeß, in einer freien, lebensgeschichtli- 

eben Entwicklung, gekoppelt mit dem Recht 
auf Bildung. Das Recht auf Arbeit, das der DGB 
in seinem Grundsatzprogramm fordert, ist et-
was grundsätzlich anderes als das, was die 
Wahlplakate der DKP proklamieren und die 
Staaten ihrer Neigung, des sogenannten „real 
existierenden Sozialismus", praktizieren.
Die aktuelle Schlußpointe muß der Leser drei-
fach studieren, um herauszufinden, worauf die 
Autoren eigentlich hinauswollen: Dort heißt 
es im Anschluß an die Forderung nach „Recht 
auf Arbeit“ scheinbar unverfänglich: „Dabei 
kann diese wachsende politische Bedeutung 
der gewerkschaftlichen Interessenvertretung 
langfristig nur dann zur Geltung kommen, 
wenn in den Institutionen der politischen Wil-
lensbildung und Entscheidung der Einfluß po-
litischer Kräfte gewährleistet ist, die konse-
quent die Interessen der lohnabhängigen 
Mehrheit der Bevölkerung vertreten.“ (S. 469) 
Im Klartext des Mannheimer Parteipro-
gramms der DKP lautet die entsprechende 
Passage: „Die Arbeiterklasse verfügt über 
viele Organisationen. Sie erstreben Teilziele, 
nehmen sich spezieller Belange von Teilen der 
Arbeiterklasse an. Die DKP hingegen vertritt 
die Gesamtinteressen der Arbeiterklasse. Sie 
organisiert den Klassenkampf auf ökonomi-
schem, politischem und ideologischem Gebiet. 
Sie setzt sich konsequent für die Gegenwarts-
belange der arbeitenden Menschen ein und 
behält stets die weitergesteckten sozialisti-
schen Zukunftsziele der Arbeiterbewegung im 
Auge. Die DKP ist durch keine andere Organi-
sation der Arb 58eiterklasse zu ersetzen." )
Nur wenige Leser werden das DKP-Programm 
so genau kennen, daß sie die Zusammenhänge 
bemerken. Wer in seiner Arglosigkeit zu-
nächst meint, die Autoren aus Marburg könn-
ten auch einen Appell zur Unterstützung der 
Sozialdemokratie oder auch des Arbeitneh-
merflügels der CDU gemeint haben, der stu-
diere nochmals die Seiten 403 bis 405, insbe-
sondere die Fußnote 244. Dort besteht nur 
noch die DKP als eine Partei, „die sich — wie 
die kommunistischen Parteien anderer Länder 
— als Arbeiter- und Klassenpartei definiert. 
Wer den hessischen Landtagswahlkampf Ende 
1978 genau verfolgt hat, fand diesen Monopol-
anspruch der DKP auch
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 in ihrer Wahlwerbung 

dokumentiert ).

56) Protokoll des Mannheiner Parteitages..., 
S. 304 ff.
57) Eine vielgelesene Schrift der alten Arbeiterbe-
wegung stammte von Paul Lafargue, dem Schwie-
gersohn Karl Marx’, Das Recht auf Faulheit, letzte 
Ausgabe Frankfurt a. M. 1966.

58) Protokoll des Mannheimer Parteitages. 
S.267f.
59) Der Führungsanspruch der leninistischen Partei 
erscheint in den Verhandlungen des Mannheimer 
Parteitages immer wieder schamhaft versteckt 
wenn es beispielsweise heißt: „Die DKP sucht die 



Programmkommission, Geschichtsschreibung 
und Wahlkampfwerbung der DKP und ihrer 
Kader arbeiten offensichtlich Hand in Hand. 
Die Übereinstimmungen gehen bis in die 
Wortwahl hinein. So heißt es in der „Geschich-
te“ unter „Bilanz und Ausblick' wörtlich: 
„Knapp drei Jahrzehnte nach der Gründung 
des DGB befindet sich die gesellschaftliche 
und politisch-ideologische Entwicklung der 
Bundesrepublik an einem historischen Wen-
depunkt" (S. 466). Die entsprechenden Passa-
gen im Protokoll des Mannheimer Parteitags 
der DKP lauten: „In unserem Parteiprogramm 
bezeichnen wir die Herbeiführung einer 
Wende zu demokratischem und sozialem Fort-
schritt in der Bundesrepublik als vorrangige 
politische Aufgabenstellung. Diese Zielset-
zung entspricht zugleich den Schlußfolgerun-
gen, die wir aus der nunmehr fast dreißigjähri-
gen Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land ziehen."60 ) Weiter unten heißt es: „Im 
Kampf um eine Wende zu demokratischem 
und sozialem Fortschritt wie in ihrer weiterge-
henden Zielsetzung baut die DKP auf die Kraft 
des arbeitenden Volkes. Sie geht auch hier 
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den Erfahrungen des Klassenkampfes aus.“ )  
Und schließlich: „Die Entwicklung der DKP zu 
einer Massenpartei ist unerläßlich für die Her-
beiführung einer Wende zu demokratischem 
und sozialem Fortschritt, für die Erkämpfung 
einer antimonopolistischen Demokratie, für 
die Durchsetzung der sozialistischen Gesell-
schaftsordnung in der Bundesrepublik.“ 62)  Die 
„antimonopolistische Demokratie" erscheint 
dabei als ein Synonym für Diktatur des Prole-
tariats.

Preis kommunistische Arbeit zu leisten". Wladimir
Iljitsch Lenin, Der „linke Radikalismus", die Kinder-
krankheit im Kommunismus, in: Ausgewählte Wer-
ke, Bd. 2, Moskau 1947, S. 701.
64) Zwar heißt es im Mannheimer Programm: „Die 
DKP erhebt in Bündnissen keinen Führungsan- 
spruch" (Protokoll.. „ S. 266), doch wird damit zu-
gleich der Führungsanspruch außerhalb von Bünd-
nissen festgeschrieben.
65) Herbert Wehner, Lernen und nicht verzweifeln. 
Gedanken zur Rolle der Gewerkschaften in der Re-
publik, in: Das Magazin ÖTV, H. 5/Mai 1979, S. 4—7, 
hier S. 7.

Was im Schlußteil der Gewerkschaftsge-
schichte als historischer Wendepunkt mar-
kiert wird, erweist sich als beabsichtigte Um-
funktionierung der Geschichte der deutschen 
Arbeiterbewegung. Hier wird Geschichte 
nicht nur in einem bestimmten Parteiinteresse 
umgeschrieben, sondern auch bewußt ver-
fälscht63 ). Hier dient die scheinbar wissen-

Mehrheit des Volkes, insbesondere der Arbeiter- 
klasse, zu gewinnen. Die Arbeiterklasse kann ihre 
führende Rolle bei der Überwindung der Monopol- 
macht, bei der Errichtung und Gestaltung des Sozia-
lismus um so wirkungsvoller wahrnehmen, je mehr 
58 der revolutionären Partei gelingt, entscheiden-
denpolitischen Einfluß auszuüben." S. 253.
82Ebd.S.27f.
8 Ebd., S. 223.
6 2Ebd.S. 267.

I Lenin meinte, ein Kommunist müsse „— zu allen 
voglichen Kniffen, Listen, illegalen Methoden, zur 
rsrschweigung, Verheimlichung der Wahrheit be- 

u sein, um nur in die Gewerkschaften hineinzu- 
°mmen, in ihnen zu bleiben und in ihnen um jeden 

schaftlich fundierte und dem Anschein nach 
„objektive“ Geschichtsschreibung der schlei-
chenden Indoktrination im Sinne einer politi-
schen Partei, die den Gewerkschaften ihren 
Führungsanspruch aufdrängen 64 möchte ), 
ohne dazu durch Zustimmung der Mitglieder 
oder breitere Resonanz in den Arbeitermassen 
legitimiert zu sein. Der politischen Bereit-
schaft, ein renitentes Volk notfalls mit Gewalt 
zur Räson zu bringen, wird hier die geschichts-
wissenschaftliche Hilfestellung geboten: Man 
lösche die Geschichte einer Volksbewegung 
aus und schreibe eine neue!

Latente Wiederherstellung von RGO-Posi- 
tionen

Objektiv handelt es sich um Ideologie im 
schlechtesten Sinne, um eine intellektuell 
maskierte und proletarisch verkleidete Fehl-
einschätzung der Lage der Arbeiterschaft, um 
eine entsprechende Fehldeutung der wirkli-
chen Geschichte der Arbeiterbewegung und 
um eine politische Fehlorientierung im Über-
gang zu den achtziger Jahren. Wer darauf hin-
einfällt, den lenken die Verfasser in eine Sack-
gasse, den führen sie zurück in die verzwei-
felte Lage bei Zerstörung der Weimarer Repu-
blik, als die RGO ihren größten Einfluß, die 
KPD ihren stärksten Massenanhang und die 
Arbeiterschaft ihre traurigsten Aussichten 
hatte. Hier sitzt die eindringliche Warnung 
Herbert Wehners: „Nicht zurückgleiten in den 
dialektischen Doktrinarismus eines mit Leni-
nismus gewürzten angeblichen Marxis-
mus. 65" )
Zwar verurteilt das Marburger Autorenkol-
lektiv den Mißerfolg der RGO-Politik, aber es 
scheint die Anfänge zu billigen, über die es 
heißt: „Das Hauptanliegen der Opposition be-
stand darin, die Betriebsbelegschaften in den 
Tarifauseinandersetzungen zu aktivieren, um 
Druck auf die Schlichtungsverhandlungen im 
Sinne der ursprünglichen betrieblichen Forde-
rungen auszuüben. Durch diese Taktik sollten 



die Verbandsleitungen zu einem entschlosse-
nen Auftreten veranlaßt werden. Gleichzeitig 
erwartete man von einer Aktivierung der Ar-
beiter eine Stärkung des Bewußtseins und des 
gewerkschaftlichen Organisationsgrades. 
Ausdrücklich wurde betont, die kommunisti-
sche Gewerkschaftsarbeit vollziehe .sich im 
Rahmen der Statuten und Beschlüsse der be-
treffenden Gewerkschaften'. Dabei wurde das 
Ziel verfolgt, die wirtschaftsfriedliche Grund-
orientierung des ADGB zu ändern“ (S. 192).
Diese Darstellung enthält eine Fälschung und 
einen Widerspruch: Zum einen war der ADGB 
niemals eine „wirtschaftsfriedliche" Organisa-
tion. Als solche wurden vielmehr die von den 
Unternehmern abhängigen, sogenannten „gel-
ben“ Werkvereine bezeichnet, gegen die 
christliche, liberale und sozialistische Ge-
werkschaften gemeinsam angegangen sind. In 
diesem Zusammenwirken liegt einer der Ur-
sprünge der modernen Einheitsgewerk-
schaft 66).  Wer den ADGB als „wirtschaftsfried-
liche“ Organisation bezeichnet, der fälscht Ge-
schichte. Freilich dient diese Fälschung der 
Rechtfertigung eines Widerspruchs, daß näm-
lich die RGO unter der Tarnung satzungsmäßi-
gen Vorgehens den wirtschaftspolitischen 
Kurs des ADGB sabotierte und eine revolutio-
näre „Wende“ anstrebte. Ansonsten entspricht 
das taktische Vorgehen, wie es die Marburger 
Autoren der RGO zuschreiben, vom „Ran-
schmeißen“ über die .Autonomie“ bis zur viel- 
zitierten „Wende“ genau jenen drei Schritten, 
die Fritz Vilmar so treffend in der heutigen 
Gewerkschaftspolitik der DKP erkannt hat
Uber den heutigen Einfluß der DKP heißt es 
beschwichtigend: „Schließlich kommt der 
Bruch in der gesellschaftspolitischen Entwick-
lung der Bundesrepublik nach 1966 auch in 
der Neubildung einer kommunistischen Partei 
(DKP, 1968) zum Ausdruck, die zwar noch kei-
nen Masseneinfluß entfaltet, deren politisch- 
ideologische Arbeit jedoch — vor allem über 
die kommunistischen Arbeiter, Vertrauens-
leute und Betriebsräte — auf die Entwicklung 
der Gewerkschaften und des Bewußtseins von 
Teilen der Lohnabhängigen einwirkt" (S. 418 f.). 
Eine Kritik an Taktik, Strategie und Programm 
der DKP wird nicht geübt. Das Ziel, die „wirt-

schaftsfriedliche" Grundorientierung des DGB 
zu ändern, ist evident, wenn man Deppes Aus-
sagen über Lohnpolitik und Mitbestimmung 
als „Klassenkampf" betrachtet. Der Übergang 
zu einer offenen RGO-Politik scheint lediglich 
eine Frage der Zeit zu sein, getreu der Lenin-
schen Empfehlung, die politische Macht nicht 
erobern zu wollen, bevor der „Kampf nicht 
eine gewisse Stufe erreicht hat“676). Hier wer-
den RGO-Positionen latent wiederherge-
stellt68 ). Der Angriff richtet sich letztlich ge-
gen die parteipolitisch unabhängige, inte-
grierte und autonome Einheitsgewerkschaft, 
die entweder beherrscht oder zerstört werden 
soll.

66) Im Artikel 3 des Abkommens vom 15. November 
1918 heißt es eindeutig: „Die Arbeitgeber und Ar-
beitgeberverbände werden die Werkvereine (die so-
genannten wirtschaftsfriedlichen Vereine) fortab 
vollkommen sich selbst überlassen und sie weder 
mittelbar noch unmittelbar unterstützen.“ Damit 
war eine der wichtigsten organisatorischen Forde-
rungen im Kampf gegen die „Gelben" von den Ge-
werkschaften durchgesetzt worden.

67) Lenin, Der „linke Radikalismus"..., S. 698.
68) Diese Latenz äußert sich beispielsweise, wenn 
Deppe in einem Streitgespräch meint, „unter der 
Voraussetzung des Bestehens von Richtungsge-
werkschaften sei er natürlich dafür, daß die jewei 
radikalere Bestrebung möglichst stark werde.“ „Fäl-
schung" oder „Denunziation“? Das Streitgespräch 
zwischen Wolfgang Abendroth, Frank Deppe, Theo 
Pirker und Manfred Scharrer am 30. Januar 1979 in 
der Akademie der Arbeit, Bericht in: Gewerkschaft-
liche Monatshefte, H. 4/1979, S. 245—250, hier 
S. 247.

Wer die vorliegende Geschichte Kapitel für 
Kapitel studiert, wird trotz unterschiedlichen 
Niveaus in der Ausführung überall dasselbe 
historisch-politische Strickmuster erkennen. 
Das Werk bringt keine neuen Erkenntnisse 
über den Verlauf der Geschichte, sondern eine 
besondere Art der Interpretation aus kommu-
nistischer Parteilichkeit heraus. Es dient nicht 
der geschichtlichen Selbstbesinnung und hi-
storischen Reflexion der Gewerkschaftsbewe-
gung in ihren selbstgesetzten Entwicklungsli-
nien. Gewerkschaftsgeschichte wird hier nicht 
im Sinne einer wahrhaft dialektischen Me-
thode auf ihren eigenen Begriff gebracht Das 
Werk dient also nicht der autonomen gewerk-
schaftlichen Bewußtseinsbildung, sondern 
dem Transport sowjetmarxistischer Interpre-
tationsmuster und Handlungsanweisungen in 
die Schulungsarbeit der Gewerkschaften. Das 
alles findet sich weit verstreut und immer wie-
der verklausuliert angedeutet, bestätigt sich 
aber in der kritischen Analyse durch quantifi-
zierende, vergleichende und interpretierende 
Methoden.

Gesamturteil

Wer die oben erläuterten gewerkschaftlichen 
und wissenschaftlichen Kriterien zur Bewer-
tung von Geschichtsschreibung auf das vorlie-



gende Buch anwendet, kommt zu einem rund-
um negativen Ergebnis:

1. Das Werk von Deppe, Fülberth und ihren 
Mitarbeitern ist keine „unparteiische und 
rücksichtslose Geschichte“. Sie steckt viel-
mehr voller Parteilichkeit in der Verteilung 
von rücksichtslosem Tadel und rücksichtsvol- 
lem Lob. Die Geschichte legt nicht Rechen-
schaft über die Vergangenheit der gesamten 
Gewerkschaftsbewegung, sondern setzt allein 
den Anteil kommunistischer Gewerkschafter 
ins beste Licht, zieht also nicht Bilanz —, mit 
roten und schwarzen Zahlen — sondern 
fälscht die bisherige Geschichte in parteikom-
munistischem Sinne um.

2. Die Autoren zeigen keine freie, offene Per-
spektive künftiger Entwicklungen. Sie weisen 
der Arbeiterbewegung keine neuen Ziele, son-
dern hängen an der Vergangenheit des „realen 
Sozialismus". Sie führen zur Wiederherstel-
lung von latenten RGO-Positionen im Hin-
blick auf die vorgebliche „historische Wende“ 
in der Entwicklung der Gewerkschaften und 
der Bundesrepublik Deutschland, fallen also 
auf Positionen zurück, die vor bald fünfzig Jah-
ren in einem sehr schmerzhaften Lernprozeß 
überwunden wurden. Mit dem „Prinzip Hoff-
nung“ hat das nichts zu tun.

3. Der Versuch, aus der parteilichen Interpre-
tation jüngster Geschichte direkt zu politi-
schen Handlungsanweisungen zu gelangen, 
widerspricht dem Problembewußtsein aufge-
klärter Geschichtswissenschaft Diese Posi-
tion ist nicht pragmatisch, sondern dogma-
tisch. Sie dient nicht einer verbesserten, wis-
senschaftlich fundierten Handlungsfähigkeit 
der Gewerkschaften, sondern ihrer ideologi-
schen Fixierung auf fremdbestimmte Pro-
grammsätze.

4. Die vorliegende Geschichte fördert nicht die 
„Pflege und die Erhaltung des Bewußtseins der 
historischen Identität", sondern nutzt das Va-
kuum weitverbreiteter Geschichtslosigkeit, 
um der deutschen Gewerkschaftsbewegung 
den Unterbau einer neuen Identität zu verpas-
sen. Der breite Strom der Gewerkschaftsbewe-
gung wird gleichsam in einen künstlichen Sei-
tenkanal gelenkt. Das lebendige Gleichge-
wicht in der historisch gewachsenen Einheits-
gewerkschaft sieht sich gefährdet durch den 
Versuch der Kanalisation. Die verbleibende 
potentielle Energie soll offenbar in den Dienst 
einer fremden Sache gestellt werden. Darin 
liegt letztlich ein Angriff auf die autonome 
Einheitsgewerkschaft in ihrer Gesamtheit.

Die Aufnahme eines derartigen Buches durch 
die Öffentlichkeit wird nicht dem Zufall über-
lassen. Zunächst ernteten die Verfasser ein 
ungewöhnlich eindeutiges Lob: Heinz 
Deutschland, Leiter der Forschungsgruppe 
Geschichte an der Gewerkschaftsschule Fritz 
Heckert, Bernau, schrieb in der führenden 
Fachzeitschrift der DDR, „es gehöre zu den 
Vorzügen des Buches, daß ihm jene Prinzipien 
zugrunde liegen, die Marx und Engels bereits 
im vorigen Jahrhundert entwickelten“69 ), über 
die Behandlung aktueller Fragen heißt es wei-
ter: „Verdienstvoll ist die Darstellung der Ent-
wicklung des DGB von seinen Anfängen bis 
1976. Im Unterschied zu anderen Veröffentli-
chungen wird hier die ganze Widersprüchlich-
keit und Kompliziertheit dieser Entwicklung 
erfaßt. Die Potenzen und Grenzen des DGB 
werden gezeigt, den Aktivitäten der Mitglie-
der- und Arbeitermassen wird breiter Raum 
gewidmet sowie die Komplexität gewerk-
schaftlichen Wirkens und der Zusammenhang 
von Programm, Politik und Taktik wird behan-
delt."700) Bemerkenswert ist dabei, was Heinz 
Deutschland aus der „Geschichte" durch Zitat 
nochmals hervorhebt: „Tatsächlich besteht das 
entscheidende Problem der Gewerkschaftspo-
litik nicht darin, neue Theorien und Strategien 
zur Überwindung der kapitalistischen Wirt-
schaftskrise zu diskutieren, um durch die Lo-
gik der Argumente Regierung und Unterneh-
mer zu überzeugen. Die Gegensätzlichkeit der 
Vorschläge der Gewerkschaften auf der einen 
und der konservativen Kräfte auf der anderen 
Seite ist nur ein Ausdruck der Polarisation der 
Klasseninteressen, des Widerspruchs von 
Lohnarbeit und Kapital, der nicht in der Theo-
rie, sondern nur in der Praxis des Klassen-
kampfes überwunden werden kann" (S. 465 f.).

69) Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung 
(BZG), H. 6/1978, S. 948f.
70) Ebd., S. 949.
71) Dieser Auszug aus einer Besprechung durch 
Wolfgang Abendroth wird in der Verlagswerbung 
immer wieder zitiert.

Zu viel öffentliches Lob aus Bernau hätte die 
Absichten der Marburger Autorengruppe 
durchkreuzen können. Sie beriefen sich in ih-
rer Werbung viel lieber auf die „Deutsche 
Volkszeitung“ und auf im Westen anerkannte 
Persönlichkeiten. Wolfgang Abendroth ließ 
sich zu einer peinlichen Lobhudelei hinreißen: 
„Das Buch ist nicht nur die einzige neuere um-
fassende Geschichte der deutschen Gewerk-
schaftsbewegung, sondern vor allem auch eine 
große sozialwissenschaftliche und pädagogi-
sche Leistung ... eines der wichtigsten Bücher 
der Geschichte der Arbeiterbewegung.“ 1) In



einer Gewerkschaftszeitung lautete die lapi-
dare Werbezeile: „Geschichte — konkrete An-
leitung zum Handeln"72 ).

72) So eine Anzeige des Pahl-Rugenstein-Verlages 
in seiner Werbung, die besonders auf gewerkschaft-
liches Publikum abgestellt ist
73) Henryk Skrzypczak, Gewerkschaftsbewegung in 
Deutschland. Ein Bericht zu ihrer Historiographie, 
in: Internationale wissenschaftliche Korrespondenz, 
H. 4/1978, S. 455—473, hier S. 469.

74) Protokoll des Mannheimer Parteitages..., S. 27.
75) Zur Strategie der DKP und der SDAJ im gewerk-
schaftlichen Jugendbereich — Ein Beitrag zur Dis-
kussion um gewerkschaftliche Jugendarbeit nach 
der 10. DGB-Bundesjugendkonferenz, hektogra- 
phiertes Manuskript, S. 1. Zur Rolle der Gewerk-
schaftsgeschichte heißt es im gleichen Papier: „Da, 
wo die KP-Strategie den Kurs bestimmt, wird kom-
munistische Geschichtsfälschung an junge und un-
erfahrene Mitglieder herangetragen und erstirbt 
der letzte Rest an Freiheitsdrang, der den juna 
Gewerkschaftern noch geblieben sein mag.. - • Ebd 
S. 3.
76) Manfred Scharrer, über Geschichtsfälschung, io-
Neuer langer Marsch, H. 38/1978, S. 10—13. Diee
zension wurde in verschiedenen Blättern nachg6
druckt, darunter in der Frankfurter Rundschau.
77) Wie Anm. 68.

Auf der wissenschaftlichen Ebene wurde das 
Geschichtswerk durch Henryk Skrzypczak 
mit einem einzigen Absatz erledigt: „Obwohl 
die manipulativen Auswüchse, die dem histo-
rischen Schrifttum der Stalin-Zeit ihren ent-
wertenden Stempel aufgeprägt haben, längst 
der Vergangenheit angehören, lassen sich die 
Ergebnisse der leninistischen Geschichtswis-
senschaft von einer objektivitätsorientierten 
Forschung nur sehr partiell rezipieren. Selbst 
in ihren herausragenden Leistungen nämlich 
kann diese Historiographie sich nicht aus den 
Fesseln des Prinzips einer Parteilichkeit lösen, 
die fast zwangsläufig zur selektiven Veren-
gung des Wahrnehmungsfeldes führt und die 
Forschung andererseits zu wissenschaftlich 
drapierter Absicherung politisch vorgegebe-
ner Bewertungen nötigt Wo das Prinzip der 
Parteilichkeit sich unter Ausnahmebedingun-
gen mit einer größeren Flexibilität der Dar-
stellung verbindet, wie in dem jüngst von 
Frank Deppe, Georg Fülberth und Jürgen Har-
rer herausgegebenen voluminösen Sammel-
band .Geschichte der deutschen Gewerk-
schaftsbewegung', werden die grundsätzlichen 
Schwächen der leninistischen Historiographie 
zwar suggestivkräftig verdeckt, doch in keiner 
Weise behoben.“73 ) Aber mit dieser zutreffen-
den Kritik war das politische Problem der Ge-
werkschaftsgeschichte nicht vom Tisch.

Strategie und Taktik als Herausforderung

Als Werk eines einsamen Einzelgängers wäre 
der vorliegende Band vermutlich kaum beach-
tet und rasch vergessen worden. Aber es han-
delt sich um ein Autorenkollektiv, dessen Ar-
beit in den Rahmen einer politischen Strategie 
eingebettet erscheint Die Deutsche Kommu-
nistische Partei, die Arbeitsgemeinschaft für 
gewerkschaftliche Fragen (AgF) und das Insti-
tut für marxistische Studien und Forschungen 
(IMSF) arbeiten offensichtlich Hand in Hand. 
Wo Lehrpläne gewerkschaftlicher Bildungsar-
beit erweitert werden, rückt Gewerkschafts-
geschichte langsam vor. Dagegen ist zunächst 
gar nichts einzuwenden. Aber gleichzeitig 

wird dafür gesorgt, daß Lehraufträge an Do- 
zenten gehen, die der Linie des Anti-Antikom- 
munismus folgen. Schließlich gelangt die Mar-
burger Gewerkschaftsgeschichte auf einem 
dritten Wege in die Bücherpakete der Ge-
werkschaften und damit in die Unterlagen für 
jene Kurse, die von entsprechenden Dozenten 
in zunehmender Zahl durchgeführt werden. 
Damit schließen sich drei taktische Schritte zu 
einem strategischen Einbruch in die Bewußt-
seinsbildung des gewerkschaftlichen Nach-
wuchses. Schließlich bekommen die bildungs-
willigen jungen Leute das DKP-Programm in 
die Hände, zu dem es heißt: *— richtige 
Schlußfolgerungen aus der Geschichte, siche-
rer Kompaß für die Zukunft“74 ). Die Synchroni-
sation von DKP-Strategie und gewerkschaftli-
cher Tagesarbeit ist dann nur noch eine Frage 
der Zeit: der in die Zukunft hinein program-
mierten Geschichte.
Die ersten politischen Wirkungen auf Bundes-
ebene zeigten sich, als auf der 10. DGB-Bun- 
desjugendkonferenz von Vertretern der DKP 
und SDAJ die folgende Linie durchgesetzt 
wurde: „Gemeinsamer Kampf gegen Berufs-
verbote in der BRD: ja — Solidarität mit Have-
mann, Biermann und Rudolf Bahro: nein.“’5) 
Die Bundesjugendschule des DGB in Oberur-
sel unter Leitung von Hinrich Oetjen wurde 
am intensivsten mit dem Problem konfrontiert 
und gab den Anstoß zur Auseinandersetzung 
mit der „Geschichte" aus Marburg. Manfred 
Scharrer, ein junger Sozialwissenschaftler aus 
Berlin, übernahm die undankbare Aufgabe, 
eine kämpferische Rezension für die Gewerk-
schaftspresse zu schreiben. Er sparte nicht mit 
kräftigen Zügen, sprach von „Geschichtsfäl-
schung" und — in Anspielung auf Stalin—von 
einem „Kurzen Lehrgang" der Geschichte der 
deutschen Gewerkschaftsbewegung76 ). Schar-
rer konnte sein Urteil belegen und auch in der 
folgenden Auseinandersetzung behaupten”).



Die angegriffenen Herausgeber und Autoren 
reagierten so, wie im Mannheimer DKP-Pro- 
gramm vorgesehen, „d
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aß dem Antikommunis-
mus in den Gewerkschaften kein Raum gege-
ben wird" 8), und zwar auch nicht dem linken 
Antikommunismus, den Scharrer gegenüber 
„partei-kommunistischen" Positionen vertre-
ten hatte. Es folgte eine breit angelegte Kam-
pagne gegen Scharrer, die dem unbefangenen 
Beobachter deutlich machte, wie bei Säube-
rungen verfahren würde, die unter der fnquisi- 
torischen Regie neostalinistischer Kräfte stün-
den. In einem ersten Schritt wurde Scharrer 
persönlich angegriffen und wissenschaftlich 
.disqualifiziert'. Im zweiten Treffen sollte er für 
die gewerkschaftliche Bildungarbeit unmög-
lich gemacht werden. Schließlich versuchten 
Deppe, Fülberth und Harrer gerichtliche Maß-
nahmen zu erreichen. Am Ende stand das ver-
gebliche Bemühen, die inhaltliche Auseinan-
dersetzung für abgeschlossen zu erklären und 
den Rest totzuschweigen 79 ). Rolf Taubert vom 
Institut für Zeitungsforschung in Dortmund, 
fällte ein weitsichtiges Urteil, als er nach dem 
ersten Schritt der Kampagne gegen Scharrer 
schrieb: „Bei ihren Invektiven gegen den .Hi-
storiker' Scharrer allerdings läuft es einem eis-
kalt über den Rücken. Spätestens seit Glucks-
mann wissen wir es: Das ist die Sprache des 
GULAG! Ihre > Methode, Menschen dadurch 
zur Unperson zu erklären, daß man sie, ihre be-
rufliche Stellung, ihr Selbstverständnis und 
ihre Ansprüche in Anführungszeichen setzt, 
ist nicht der einzige Beweis."80 )

81) Als Beispiel seien hier die Hefte 3 bis 5 des Ma-
gazin ÖTV genannt, wo eine Rezension durch den 
Verfasser dieses Beitrags zu einem heftigen Mei-
nungsaustausch führte. Ähnlich ging es mit der 
Zeitschrift Erziehung und Wissenschaft ab Heft 7/ 
1979. Hier bleibt anzumerken, daß das OTV-Maga- 
zin unter der Sachkundigen Redaktion Dieter 
Schneiders mit einer Auflage von über einer Million 
seit Jahren durch im besten Sinne populärwissen-
schaftliche Beiträge zur historischen Bewußtseins-
bildung beigetragen hat
82) Zu nennen ist insbesondere das Heft 4/1979 der 
Gewerkschaftlichen Monatshefte, Heft 4/1979 der 
Blätter für deutsche und internationale Politik Pro- 
kla Nr. 35/1979.
83) Norbert Blüm, Willy Brandt, Helmut Kohl, Hel-
mut Schmidt, Herbert Wehner u. v. a. haben sich 
wiederholt in diesem Sinne geäußert.
84) „Gedankenspiele“ aus den Reihen der CSU, die 
sich gegen den DGB als Einheitsgewerkschaft rich-
ten, könnten Solidarisierungen erzwingen, die der 
extremen Linken eher nützen.

Scharrer wurde nicht im Stich gelassen. 
Gleichwohl dürfte sein Fall einschüchternde 
Wirkung gehabt haben. Wer sich als ,Anti-
kommunist" in den Gewerkschaften exponiert, 
muß offenbar mit Einkreisung und Ausgren-
zung rechnen — jedenfalls mit einem derarti-
gen Ansatz. Aber es gelang nicht, die aufge- 
brochene Debatte über das Geschichtsbuch zu 
beruhigen. Eine Reihe Gewerkschaftszeitun-
gen druckte kritische Besprechungen. In Le-
serbriefkampagnen außerordentlichen Um-
fangs wurde versucht, die betreffenden Redak- 
tionen unter Druck zu setzen, Gegendarstel-

% Protokoll des Mannheimer Parteitages, S. 261.
/ Die Stationen dieser Auseinandersetzung lassen 
ic a recht-vollständig im Dokumentations- und Le- 
s9nriefteil der Frankfurter Rundschau ab 2. Januar 

vnachlesen. Dazu kursieren diverse Privat- 
I 6 und Materialzusammenstellungen halböf- 
*) 7chen. Charakters, quasi Samisdat-Literatur.
Btu schrift von Dr. Rolf Taubert, in: Streit um das 

'beschichte der deutschen Gewerkschaftsbe-
Wegung",o.O.u.J„ S. 58. 

lungen zu bringen etc.81 ). Gleichzeitig entwik- 
kelte sich eine Diskussion in Fachzeitschrif-
ten 82 ).
Wer bislang Gewerkschaftsgeschichte für 
eine akademische, unpolitische und langwei-
lige Angelegenheit gehalten hat, der muß 
seine Einstellung angesichts der jüngsten Ent-
wicklung revidieren. Die gegenwärtige Aus-
einandersetzung führt bis an den Rand eines 
„Stellvertreterkrieges" zwischen unvereinbar 
festgelegten Positionen. Die weltanschauliche 
Neutralität und politische 
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Unabhängigkeit der 
Einheitsgewerkschaft steht dabei auf dem 
Spiel. Wer die Einheitsgewerkschaft für ein 
tragendes Element unserer Demokratie hält 
— und diese Auffassung ist wohlbegründet 
und zahlreich — ),  der darf sich hier nicht 
gleichgültig verhalten. Er sollte auch tunlichst 
darauf verzichten, die Substanz der Einheits-
gewerkschaft bei dieser Gelegenheit von 
rechts in die Zange zu nehmen84 ).
Eine historisch hochgerüstete, arbeitsteilig or-
ganisierte und disziplinierte Truppe trifft hier 
auf ein nahezu unvorbereitetes Arbeiterbe-
wußtsein. Die historisch bedingte Geschichts- 
losigkeit der deutschen Arbeiterschaft steht 
dem Angriff fast wehrlos gegenüber. Hier hat 
Geschichtswissenschaft sich nicht, wie Heinz 
Oskar Vetter 1977 forderte, in den Dienst ei-
ner sozialen Sache gestellt. Hier versuchen 
vielmehr politische Kader auf dem Umweg 
über die Universität eine soziale Bewegung 
für ihre fremdbestimmten Zwecke einzuspan-
nen.
Wer den üblichen Sozialkunde- und Ge-
schichtsunterricht im Rahmen unseres Bil-
dungssystems genossen hat, der weiß kaum et-
was über Geschichte im allgemeinen und 



schon gar nichts über die Vergangenheit sei-
ner Organisation. Der Illustrierten- und Buch-
markt, die politischen Magazine geben ihm 
kaum Argumentationshilfe, wenn es um so 
spezielle Fragen geht Das Fernsehen sieht 
sich immer wieder außerstande, visuell zu ver-
mitteln, was nicht vorher wissenschaftlich-li-
terarisch bewältigt wurde. Am Vorabend der 
ersten historischen Konferenz des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes, dreißig Jahre nach dem 
Münchner Gründungskongreß des DGB, ste-
hen Geschichtswissenschaft, politische Er-
wachsenenbildung und Sozialkundeunterricht 

vor einer außerordentlichen historisch-polit 
sehen Herausforderung85 ). Sie sollten diese Si
tuation als Chance nutzen — um der Einheits
gewerkschaft und der sozialen Demokrati 
willen.

85) Wer nicht unbedingt einen „Leitfaden", sonden
problemorientierte Literatur zur Gewerkschaftsge
schichte sucht, der sei auf den Literaturbericht voi
Henryk Skrzypczak mit seinen zahlreichen Hinwei
sen verwiesen. Vgl. Anm. 73. Als Einstieg in ein«
Problemdiskussion eignet sich vorzüglich: Fritz Vil 
mar, Aktivierung der Basis, der Theorie und der Po
litik. Grundforderungen einer solidarischen Ge 
werkschaftskritik, in: Vorgänge, H. 5/1978, S. 63.



Horst Ueberhorst: Probleme der Geschichtswissenschaft. Ein Beitrag zur poli-
tisch-historischen Bildung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 41/79, S. 3—17
Der Beitrag will generelle Probleme der Geschichtswissenschaft überhaupt und die beson-
deren der deutschen Geschichtsschreibung, die sich im Laufe des 19. und 20. Jhrs. zeigten, 
herausstellen. Die deutsche Geschichtsschreibung war bis zum Zweiten Weltkrieg in eine 
immer tiefere Krise geraten, aus der sie durch eine scharfe Selbstreflexion herauszuführen, 
jüngere Historiker sich bemühten. In deren Kritik hatte deutsche Geschichtsschreibung 
die strengen Forderungen einer wissenschaftlichen Disziplin nur noch bedingt erfüllt, weil 
1. die Historiker in ihrer speziellen historischen Situation geglaubt hatten, einen politi-
schen Auftrag zu erkennen, sich in den Dienst einer nationalistischen Erziehung stellen zu 
müssen, weil sie 2. Geschichtsdeutung auf der Grundlage idealistischer Philosophie getrie-
ben hatten und weil sie 3. historisches Geschehen im wesentlichen als einen eindimensio-
nalen Ablauf von Ereignissen und Entscheidungen „großer Männer" dargestellt hatten. 
Das Anwachsen der Bedeutung der Naturwissenschaften mit ihren wissenschaftlich exak-
ten Methoden übte seine Wirkung auf eine bestimmte, an sozialen Problemen interessierte 
Gruppe von Historikern aus. Die im französischen und angloamerikanischen Raum erschei-
nenden sozialkritischen Arbeiten stimulierten vor allem nach dem Zweiten Weltkrieg ei-
nige deutsche Historiker, sich von der traditionellen Arbeitsweise der Geschichtsschrei- 
bung zu lösen und neue Wege zu gehen. Aus einer anfänglichen Gegnerschaft zwischen Hi-
storikern, die sich der traditionellen, individualisierenden Methode verpflichtet fühlten, 
und den soziologisch orientierten, die sich um die Herausarbeitung von Strukturen der 
menschlichen Gesellschaften bemühten, wird nach harter Auseinandersetzung Koopera-
tion, in der aber beide ihre Eigenständigkeit wahren.
Die Grundlagendiskussionen der Geschichtswissenschaftler führten darüber hinaus in den 
letzten beiden Jahrzehnten zu einem neuen Bewußtsein über Sinn und Aufgabe der Beschäfti-
gung mit Geschichte und gaben dem Interesse der Jugend an geschichtlichen Problemen neue 
Impulse.

Gerhard Beier: Die Wiederentdeckung der Gewerkschaftsgeschichte. Ein ak-
tueller Streit und seine historischen Hintergründe
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 41/79, S. 19—36
In der aktuellen Auseinandersetzung wird das Problem der Geschichtslosigkeit der Arbeiterbe-
wegung unter verschiedenen Aspekten thematisiert. Die Ursachen sind in äußeren und inneren 
Faktoren zu erkennen: Repressionen bis zu Phasen totaler Unterdrückung der Gewerkschaften; 
Identitätskrisen im Übergang von Richtungs- und Berufsgewerkschaften zur Einheits- und In-
dustriegewerkschaft
Das von den Gewerkschaften und ihren Vertretern immer wieder artikulierte Geschichtsver-
ständnis zielt auf Rechenschaftslegung und Zukunftsorientierung. Es bedarf des offenen Dialo-
ges und der produktiven Kooperation zwischen geschichtswissenschaftlichen Einrichtungen 
und gewerkschaftlichen Organisationen, um historischer Mythen- und Legendenbildung, ja 
dem Aufbau irreführender Identitätsketten und der Begründung kurzschlüssiger Handlungsan-
weisungen entgegenzuwirken.
Seit Anfang der sechziger und zunehmend seit Mitte der siebziger Jahre ist ein Prozeß der Wie-
derentdeckung von Gewerkschaftsgeschichte zu beobachten. Dabei sind politische Absichten 
im Spiele. Einmal soll die Programmdiskussion in der Gewerkschaftsbewegung aus der histori-
schen Besinnung heraus bereichert werden. Zum anderen lassen sich Versuche ausmachen, den 
Einfluß DKP-orientierter Kräfte auf dem scheinbar harmlosen Umweg über die Geschichts-
schreibung in den Gewerkschaften zu verstärken. Im Mittelpunkt dieser Problematik steht die 
Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung von Frank Deppe, Georg Fülberth und Jür-
gen Harrer.
Mit der wissenschaftlichen Bewertung verfälschenden Umgangs mit der Gewerkschaftsge-
schichte ist das politische Problem nicht vom Tisch. Zeitgeschichtsschreibung, politische Bil-
dung und Sozialkundeunterricht stehen vor einer außerordentlichen Herausforderung, die — 
30 Jahre nach Gründung des DGB — als Chance zum offenen Dialog und zur autonomen Ge-
schichtsschreibung genutzt werden sollte.
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